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Gesetzentwurf 
der Bundesregierung 

Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Hochschulrahmengesetzes 

A. Zielsetzung 

Durch eine Neuregelung des Verfahrens der Studienplatzvergabe 
sollen, wie dies der Deutsche Bundestag 1986 in einem Beschluß 
gefordert hat, die Hochschulen in größerem Umfang als bisher an 
der Auswahl ihrer Studienanfänger beteiligt werden, auch um ihre 
Verantwortung für die Ausbildung der Studenten zu stärken. 
Durch erweiterte Möglichkeiten der Teilzulassung ist darüber hin-
aus zu gewährleisten, daß die Ausbildungskapazität in Studien-
gängen besser genutzt werden kann, deren Grundstudium im we-
sentlichen übereinstimmt. Das vor allem für Wehrdienst- und Zivil-
dienstleistende geltende Benachteiligungsverbot bei der Hoch-
schulzulassung ist zudem auf Personen auszudehnen, die Betreu-
ungs- und Pflegeaufgaben für Kinder oder pflegebedürftige son-
stige Angehörige wahrgenommen haben. 

Aus EG-rechtlichen Gründen ist eine Gleichstellung von Staatsan-
gehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein-
schaften mit deutschen Bewerbern beim Hochschulzugang erfor-
derlich. Für ausländische Bewerber, die ihre Hochschulzugangs-
berechtigung im Inland erworben haben (Bildungsinländer) und 
nicht zum Kreis der EG-Angehörigen gehören, ist in Studiengän-
gen mit Zulassungsbeschränkungen eine bundesweite Sonder-
quote zur Ausländerquote zu bilden; die Auswahl innerhalb der 
Sonderquote soll entsprechend den für Deutsche geltenden Maß-
stäben erfolgen. 

B. Lösung 

Nach der im Gesetzentwurf vorgesehenen Neufassung der Vor-
schriften im Hochschulrahmengesetz über das Verfahren der Stu-
dienplatzvergabe sollen die Hochschulen mit Bewerberüberhang 
künftig einen Teil der Studienanfänger nach eigenen Kriterien 
auswählen können; zugleich werden die Wahlmöglichkeiten der 
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Studienbewerber bei der Auswahl ihrer Hochschule erweitert. 
Nach dem Gesetzentwurf ist künftig eine Teilzulassung für den 
ersten Studienabschnitt eines anderen als dem vom Bewerber ge-
wählten Studiengangs möglich, wenn das Grundstudium in beiden 
Studiengängen im wesentlichen übereinstimmt und gewährleistet 
ist, daß der Student das Studium, in dem er einen Abschluß an-
strebt, nach dem ersten Studienabschnitt fortsetzen kann. Der Ent-
wurf sieht ferner vor, daß im Rahmen des Nachteilsausgleichs bei 
der Hochschulzulassung auch Zeiten bis zur Dauer von drei Jahren 
berücksichtigt werden, in denen Betreuungs- und Pflegeaufgaben 
für Kinder unter 18 Jahren oder für pflegebedürftige sonstige An-
gehörige wahrgenommen wurden. 

Durch eine • Ergänzung der Zugangsvorschriften des Hochschul-
rahmengesetzes sollen Staatsangehörige anderer Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaften mit deutschen Bewerbern beim 
Hochschulzugang gleichgestellt werden, soweit die für das Stu-
dium erforderlichen Sprachkenntnisse nachgewiesen sind. Für Bil-
dungsinländer, die nicht Staatsangehörige anderer Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Gemeinschaften sind, ist nach dem Gesetz-
entwurf in Studiengängen mit bundesweiten Zulassungsbeschrän-
kungen im Rahmen der Ausländerquote eine Sonderquote zu bil-
den; die Auswahl der Bewerber soll dabei durch die Zentralstelle 
der Länder entsprechend den für Deutsche geltenden Maßstäben 
erfolgen. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Gegenüber der Anwendung der geltenden Vorschriften des Hoch-
schulrahmengesetzes sind für Bund und Länder keine zusätzlichen 
Kosten zu erwarten. Ebenso sind Auswirkungen auf Einzelpreise 
und auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreis-
niveau, aufgrund dieser Gesetzesvorlage nicht ersichtlich. 
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An den Präsidenten 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Vierten Gesetzes zur Änderung des Hochschulrahmengesetzes mit Begründung 
(Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 606. Sitzung am 10. November 1989 gemäß Artikel '76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus Anlage 2 
ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in 
der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Kohl 
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Anlage 1 

Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Hochschulrahmengesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra-
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Hochschulrahmengesetzes 

Das Hochschulrahmengesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 9. April 1987 (BGBl. I S. 1170) 
wird wie folgt geändert: 

1. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 einge-
fügt: 

„(3) Staatsangehörige eines anderen Mit-
gliedstaats der Europäischen Gemeinschaften 
sind Deutschen nach Absatz 1 gleichgestellt, 
soweit die für das Studium erforderlichen 
Sprachkenntnisse nachgewiesen werden." 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4; in ihm 
wird das Wort „andere" durch das Wort „wei-
tere" ersetzt. 

2. In § 30 Abs. 1 Satz 2 wird das Zitat „ § 31 Abs. 1" 
durch das Zitat „§ 31 Abs. 2" ersetzt. 

3. § 31 erhält folgende Fassung: 

„§ 31 

Nachweis und Vergabe von Studienplätzen 
durch die Zentralstelle 

(1) In Studiengängen, für die für mehrere Hoch- 
schulen Zulassungszahlen festgesetzt sind, werden 
die Studienplätze nach Maßgabe des Absatzes 2 
von den Hochschulen unter Beteiligung der von 
den Ländern errichteten Zentralstelle oder von der 
Zentralstelle vergeben (Verfahren der Zentral-
stelle). 

(2) In das Verfahren der Zentralstelle ist ein Stu-
diengang zum frühestmöglichen Zeitpunkt einzu-
beziehen, wenn für ihn nach der Feststellung der 
Zentralstelle Zulassungszahlen für alle staatlichen 
Hochschulen im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
festgesetzt sind und zu erwarten ist, daß die Zahl 
der Bewerber die Gesamtzahl der zur Verfügung 
stehenden Plätze übersteigt, soweit nicht wegen 
der Art der Zugangsvoraussetzungen oder der Aus-
wahlmaßstäbe den Hochschulen die Entscheidung 
vorbehalten wird. In das Verfahren der Zentral-
stelle soll ein Studiengang einbezogen werden, 
wenn für ihn nach der Feststellung der Zentral-
stelle Zulassungszahlen für die Mehrheit der staat-
lichen Hochschulen im Geltungsbereich dieses Ge-
setzes festgesetzt sind. In das Verfahren der Zen-
tralstelle kann ein Studiengang einbezogen wer-
den, wenn für ihn nach der Feststellung der Zen

-

tralstelle für mehrere staatliche Hochschulen im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes Zulassungszah-
len festgesetzt sind. 

(3) Reicht in einem nach Absatz 2 einbezogenen 
Studiengang die Gesamtzahl der an allen Hoch-
schulen zur Verfügung stehenden Studienplätze 
zur Zulassung aller Bewerber aus, so findet ein 
Nachweisverfahren statt; im Nachweisverfahren 
erhält jeder Bewerber einen Studienplatz. Im 
Nachweisverfahren ist nur die Bewerbung für eine 
Hochschule zulässig; die Hochschule unterrichtet 
die Zentralstelle über ihre Entscheidungen über 
Zulassungsanträge. Übersteigt in einem Studien-
gang nach Satz 1 die Zahl der Bewerber für eine 
Hochschule die Zahl der dort zur Verfügung ste-
henden Plätze, so werden die Studienplätze verge-
ben 

1. nach den für die Ortswahl der Bewerber maßge-
benden sozialen, insbesondere familiären und 
wirtschaftlichen Gründen, 

2. im übrigen von dieser Hochschule nach dem 
Ergebnis eines nach ihrer Entscheidung durch-
zuführenden Verfahrens. 

Führt die Hochschule ein Verfahren nach Satz 3 
Nr. 2 durch, sind bis zur Hälfte, wenigstens aber 
drei Zehntel der Studienplätze für die Vergabe 
nach Satz 3 Nr. 1 vorzubehalten. Die insgesamt 
verbleibenden Studienplätze sind an die nach 
Satz 3 nicht zugelassenen Bewerber möglichst 
nach deren weiteren Ortswünschen zu vergeben. 

(4) Die Hochschule vergibt in dem Verfahren 
nach Absatz 3 Satz 3 Nr. 2 die Studienplätze 

1. nach dem Grad der Qualifikation nach § 27, 

2. nach den Leistungen in dem Nachweis nach 
§ 27, die über die Eignung für den jeweiligen 
Studiengang besonderen Aufschluß geben kön-
nen, 

3. nach der Art einer Berufsausbildung oder Be-
rufstätigkeit vor oder nach dem Erwerb der Qua-
lifikation nach § 27, 

4. nach dem Ergebnis eines von der Hochschule 
durchzuführenden Testverfahrens, 

5. nach dem Ergebnis eines von der Hochschule 
durchzuführenden Gesprächs mit den Bewer-
bern oder 

6. auf Grund der Verbindung von Maßstäben nach 
Nummern 1 bis 5. 

(5) Reicht in einem nach Absatz 2 einbezogenen 
Studiengang die Gesamtzahl der Studienplätze 
nicht zur Zulassung aller Bewerber aus, so findet 
unter den Bewerbern ein Auswahlverfahren nach 
Maßgabe der §§ 32 bis 35 statt. Im Falle des § 32 
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weist die Zentralstelle den einzelnen Hochschulen 
die ausgewählten Bewerber nach deren Ortswün-
schen zu; Absatz 3 Satz 3 bis 5 und Absatz 4 sind 
entsprechend anzuwenden. Im Falle des § 33 ver-
gibt die Zentralstelle die an den einzelnen Hoch-
schulen vorhandenen Studienplätze möglichst 
nach den Ortswünschen der ausgewählten Bewer-
ber und, soweit notwendig, vor allem nach den für 
die Ortswahl maßgebenden sozialen, insbesondere 
familiären und wirtschaftlichen Gründen. 

(6) Besteht an einer Hochschule für den ersten 
Teil eines Studiengangs eine höhere Ausbildungs-
kapazität als für spätere Teile dieses Studiengangs, 
kann eine auf den ersten Teil des Studiengangs 
beschränkte Zuweisung und Einschreibung erfol-
gen, wenn gewährleistet ist, daß der Student sein 
Studium an anderen Hochschulen im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes fortsetzen kann. Ist gewähr-
leistet, daß der Student sein Studium nach dem 
ersten Teil des Studiengangs an einer Hochschule 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes fortsetzen 
kann, kann die Zuweisung und Einschreibung 
auch für den ersten Teil eines anderen Studien-
gangs erfolgen, wenn dessen erster Teil mit dem 
ersten Teil desjenigen Studiengangs im wesentli-
chen übereinstimmt, in dem der Student einen Ab-
schluß anstrebt. " 

4. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Zitat „§ 31 Abs. 3" durch 
das Zitat „ § 31 Abs. 5 Satz 1" ersetzt. 

b) Absatz 2 Satz 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. ausländische und staatenlose Bewerber. Ein 
Teil der Studienplätze für diese Bewerber ist 
für ausländische und staatenlose Bewerber 
vorzubehalten, die die Qualifikation für das 
gewählte Studium nach § 27 im Geltungs-
bereich dieses Gesetzes erworben haben; 
die Auswahl der Bewerber mit einer im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes erworbenen 
Qualifikation (§ 27) erfolgt durch die Zen-
tralstelle entsprechend den für Deutsche 

- geltenden Maßstäben. Verpflichtungen auf 
Grund zwischenstaatlicher Vereinbarungen 
sind zu berücksichtigen; " 

5. § 34 erhält folgende Fassung: 

„ § 34 

Benachteiligungsverbot 

Den Bewerbern dürfen keine Nachteile entstehen 

1. aus der Erfüllung von Dienstpflichten nach Arti-
kel 12 a des Grundgesetzes und der Übernahme 
solcher Dienstpflichten und entsprechender 
Dienstleistungen auf Zeit bis zur Dauer von drei 
Jahren, 

2. aus dem Dienst als Entwicklungshelfer nach 
dem Entwicklungshelfergesetz vom 18. Juni 
1969 (BGBl. I S. 549), 

3. aus der Ableistung eines freiwilligen sozialen 
Jahres nach dem Gesetz zur Förderung eines 
freiwilligen sozialen Jahres vom 17. August 
1964 (BGBl. I S. 640), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 18. Dezember 1975 (BGBl. I S. 3155), 
oder 

4. aus der Betreuung oder Pflege eines Kindes un-
ter 18 Jahren oder eines pflegebedürftigen son-
stigen Angehörigen bis zur Dauer von drei Jah-
ren. 

Dies gilt insbesondere bei der Bewertung einer Be-
rufstätigkeit, einer Berufsausbildung und eines be-
rufsqualifizierenden Abschlusses nach § 32 Abs. 3 
Nr. 2. Bei gleichem Rang nach § 32 Abs. 2 und 3 
und § 33 haben die Bewerber nach Satz 1 den Vor-
rang. " 

6. § 72 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Erstmals für Zulassungen zum Wintersemester 
1991/92, längstens jedoch bis zum Inkrafttreten 
des Landesrechts nach Satz 1 sind die Vorschrif-
ten der Artikel 8 bis 11 und des Artikels 12 
Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2 Satz 3 und Abs. 4 des Staats-
vertrages über die Vergabe von Studienplätzen 
vom 14. Juni 1985 nach Maßgabe der entspre-
chenden Vorschriften dieses Gesetzes anzu-
wenden." 

b) In Satz 5 wird die Zahl 1989 durch die Zahl 1994 
ersetzt. 

Artikel 2 

Neubekanntmachung 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
kann das Hochschulrahmengesetz in der ab ... (Tag 
des Inkrafttretens des Gesetzes) ... geltenden Fas-
sung im Bundesgesetzblatt bekanntmachen und da-
bei die Inhaltsübersicht sowie die Anführungen ande-
rer Rechtsvorschriften anpassen. 

Artikel 3 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Änderung der Zugangsbestimmungen für 
Staatsangehörige anderer Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaften 

1. Aus EG-rechtlichen Gründen ist eine Gleichstel-
lung von Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Gemeinschaften, die sich 
rechtmäßig im Bundesgebiet aufhalten, mit deut-
schen Bewerbern beim Hochschulzugang erforder-
lich. Nach der im Gesetzentwurf vorgesehenen 
Neuregelung werden alle Staatsangehörigen an-
derer EG-Mitgliedstaaten mit deutschen Bewer-
bern gleichgestellt. 

Ausländer aus EG-Staaten werden nach den gel-
tenden landesrechtlichen Regelungen im allgemei-
nen und im besonderen Auswahlverfahren als Aus-
länder im Rahmen einer Ausländerquote zugelas-
sen. Die Bundesregierung hat 1986 (Drucksache 
10/5171, S. 17 ff.) auf die Rechtsfragen hingewie-
sen, die sich zu diesen landesrechtlichen Regelun-
gen aus der neueren Rechtsprechung des Europäi-
schen Gerichtshofs ergeben (insbesondere Urteil 
vom 13. Februar 1985 — Rechtssache 293/83 — 
„Gravier").  Ein vom Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft zur Klärung der Rechtsfragen 
eingeholtes Rechtsgutachten kommt in dem hier 
behandelten Zusammenhang zu dem Ergebnis, 
daß unter bestimmten Voraussetzungen (Nachweis 
der Sprachkenntnisse) eine Gleichstellung von 
Staatsangehörigen anderer EG-Mitgliedstaaten 
EG-rechtlich geboten ist (Rechtsgutachten von 
Prof. Oppermann, Juni 1986). 

2. Die im Gesetzentwurf mit der Neufassung des § 27 
Abs. 3 HRG vorgesehene Gleichstellung aller 
Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaften mit deutschen Be-
werbern berücksichtigt die Entwicklung der Recht-
sprechung des Europäischen Gerichtshofs, wie 
sie sich seither in mehreren Entscheidungen ab-
zeichnet (Urteile vom 2. Februar 1988 — Rechtssa-
che 24/86 —, vom 21. Juni 1988 — Rechtssache 
39/86 —, vom 21. Juni 1988 — Rechtssache 197/86). 
Der Europäische Gerichtshof hat entschieden, „daß 
eine Ungleichbehandlung aus Gründen der Staats-
angehörigkeit eine nach Art. 7 EWGV verbotene 
Diskriminierung darstellt, sofern sie in den Anwen-
dungsbereich des Vertrages fällt, und daß die Vor-
aussetzungen für den Zugang zur Berufsausbil-
dung in diesen Anwendungsbereich fallen" (Ur-
teile vom 13. Februar 1985 — Rechtssache 
293/83 — und vom 21. Juni 1988 — Rechtssache 
39/86). Der Gerichtshof hat außerdem festgestellt, 
„daß Hochschulstudiengänge im allgemeinen die 
Voraussetzungen dafür erfüllen, als Berufsausbil-
dung i. S. des EWGV angesehen zu werden" (Ur

-

teile vom 2. Februar 1988 — Rechtssache 24/86 
und vom 21. Juni 1988 — Rechtssache 39/86). In 
diesem Zusammenhang hat der Europäische Ge-
richtshof auch entschieden, daß — im Gegensatz 
zum Zugang zur Berufsausbildung und damit im 
allgemeinen auch zum Hochschulzugang — eine 
„Förderung, die Studenten für den Lebensunter-
halt und die Ausbildung gewährt wird, grundsätz-
lich außerhalb des Anwendungsbereiches des 
EWGV i. S. von dessen Art. 7 liegt" (Urteil vom 
21. Juni 1988 — Rechtssache 39/86). 

3. Die im Gesetzentwurf vorgesehene Gleichstellung 
könnte — jedenfalls für den Kreis der sog. EG-
Bevorrechtigten (insbesondere Arbeitnehmer und 
Selbständige sowie deren Angehörige) — auch 
ohne Änderung des Hochschulrahmengesetzes al-
lein durch landesrechtliche Bestimmungen erreicht 
werden, da nach § 27 Abs. 3 HRG „Rechtsvor-
schriften, nach denen andere Personen Deutschen 
nach Absatz 1 gleichgestellt sind, ... unberührt" 
bleiben. Auch aus europa- und integrationspoliti-
schen Gründen sollte die vorgesehene Gleichstel-
lung jedoch durch eine bundesrechtliche Vorschrift 
im Hochschulrahmengesetz erfolgen. Der Gesetz-
entwurf sieht daher eine entsprechende ergän-
zende Bestimmung in § 27 HRG (neuer Absatz 3) 
vor. Mit der neuen Gleichstellungsregelung wird 
ein Beitrag zur Weiterentwicklung der Zusammen-
arbeit der EG-Staaten im Hochschulbereich und 
zugleich auch zur Verwirklichung des EG-Binnen-
marktes geleistet. 

Die vorgesehene Gleichstellung von Staatsangehö-
rigen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften gilt für den Hochschulzugang ins-
gesamt — und damit auch für die Hochschulzulas-
sung, also z. B. auch für den Fall von örtlichen Zu-
lassungsbeschränkungen. Mit der Gleichstellung 
für den Hochschulzugang wird eine Neuregelung 
für andere Rechtsgebiete, z. B. für Sozialleistun-
gen, nicht präjudiziert, für die nach der Rechtspre-
chung des Europäischen Gerichtshofs enger ge-
faßte Bestimmungen getroffen werden können. 

Die vorgesehene Gleichstellung von Staatsangehö-
rigen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften läßt die Frage ihrer Aufenthalts-
berechtigung unberührt. Studenten als Nichter-
werbstätige sind nach dem derzeitigen Stand des 
Gemeinschaftsrechts nicht gemeinschaftsweit, 
sondern grundsätzlich nur als Angehörige von Ar-
beitnehmern und Selbständigen aus anderen Mit-
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften 
aufenthaltsberechtigt. Die genannte Rechtspre-
chung des Europäischen Gerichtshofs enthält 
keine Entscheidung zum Aufenthaltsrecht. Der Rat 
der Europäischen Gemeinschaften berät über ei-
nen Vorschlag der EG-Kommission vom 29. Juni 
1989 für eine Richtlinie des Rates über das Aufent- 
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haltsrecht der Studenten [Dok. KOM(89) 275 endg. 
— SYN 199]. 

II. Änderung des Verfahrens der 
Studienplatzvergabe bei örtlicher 
Übernachfrage in einzelnen Studiengängen 
(bisher: Verteilungsverfahren, künftig: 
Nachweisverfahren) 

1. Mit der im Gesetzentwurf vorgesehenen Neurege-
lung des z. Z. geltenden Verteilungsverfahrens 
—künftig nach dem Gesetzentwurf: des Nach-
weisverfahrens — verfolgt die Bundesregierung 
das Ziel, die Hochschulen in größerem Umfang als 
bisher an der Auswahl ihrer Studienanfänger zu 
beteiligen, auch um die Verantwortung der Hoch-
schulen für die Ausbildung ihrer Studenten zu stär-
ken. Einer solchen Zielsetzung hatte der Deutsche 
Bundestag in einem Beschluß vom 10. Dezember 
1986 zu einer Reihe von hochschulpolitischen Fra-
gen (Drucksache 10/6590) zugestimmt. Zugleich 
sollen die Studienbewerber größere Wahlmöglich-
keiten erhalten. 

Nach dem Leitgedanken für das neue Nachweis-
verfahren sollen zunächst die Studenten ihre Hoch-
schulen und dann die Hochschulen ihre Studenten 
auswählen können. Das Wahlrecht der Studienbe-
werber soll deshalb gestärkt werden. Die Hoch-
schulen mit mehr Bewerbern als Studienplätzen 
können, wenn sie dies wollen, nach der vorgesehe-
nen Gesetzesänderung künftig unter den Studien-
bewerbern nach eigenen, innerhalb von gesetzli-
chen Rahmenvorgaben selbstbestimmten Kriterien 
auswählen. Der im Gesetzentwurf vorgesehenen 
Erweiterung der Eigenverantwortung der Hoch-
schulen entspricht die Einschränkung der Aufga-
ben der Zentralstelle der Länder für die Vergabe 
von Studienplätzen (ZVS). Mit der Neuregelung 
wird auch die Mobilität der Studienbewerber, der 
als wichtigem Wettbewerbselement im Hochschul-
wesen ein hoher Rang zukommt, gegenüber den 
jetzt noch geltenden Verteilungskriterien erhöht, 
nach denen die Nähe des Hochschulstandortes 
zum Wohnort eine wesentliche Rolle spielt. 

Die im Gesetzentwurf vorgesehene neue Auswahl

-

möglichkeit wird im Hochschulwesen insgesamt 
—auch bei den Hochschulen ohne Bewerberüber-
hang — die Bereitschaft fördern, stärker als bisher 
den Wettbewerb um Studenten aufzunehmen, die 
an einem Studium an einer bestimmten Hoch-
schule nicht nur deshalb interessie rt  sind, weil der 
Hochschulstandort in der Nähe des Wohnorts liegt. 
Auch die — im Rahmen der bislang geltenden Ver-
teilungskriterien — z. Z. weniger nachgefragten 
Hochschulen werden danach künftig mit mehr Stu-
dienbewerbern und in der Folge mit einer besseren 
Nutzung ihrer Studienplatzkapazitäten rechnen 
können. Dafür ist allerdings erforderlich, daß die 
Hochschulen das in der Neuregelung liegende An-
gebot vor allem durch eine verstärkte Informa tion 
über die Ausgestaltung ihrer Studiengänge, über 
ihre Studienbedingungen, insbesondere über die 
Zeiten, in denen in den einzelnen Studiengängen 
ein Abschluß im allgemeinen erreicht wird, und 

über die Verhältnisse am Hochschulort anneh-
men. 

Mit der vorgesehenen Gesetzesänderung wird eine 
wesentliche Voraussetzung dafür geschaffen, daß 
einzelne Hochschulen im Laufe der Zeit ein eige-
nes Profil entwickeln können. Der Gesetzentwurf 
trägt damit dazu bei, die Hochschulen auf die künf-
tig — möglicherweise bereits in der zweiten Hälfte 
der 90er Jahre — weniger angespannte Nachfrage-
lage bei den Studienplätzen vorzubereiten. Für 
diese Situation muß rechtzeitig durch Neuregelun-
gen Vorsorge getroffen werden, die auch die Funk-
tion haben, die einzelne Hochschule auf die erfor-
derliche Änderung im Wettbewerbsverhalten 
—vor allem, aber nicht nur im Wettbewerb um Stu-
denten — hinzuweisen. 

2. Auch wenn man die Unsicherheiten in den quanti-
tativen Prognosen berücksichtigt, ist davon auszu-
gehen, daß in den 90er Jahren — bei anhaltend 
hohen Studentenzahlen von weit mehr als einer 
Million — ein Teil der Studiengänge voraussicht-
lich ähnlich stark nachgefragt sein wird wie dieje-
nigen Studiengänge, in denen nach dem geltenden 
§ 31 Abs. 2 HRG ein Verteilungsverfahren stattfin-
det. In solchen Studiengängen gibt es zwar an vie-
len Hochschulen eine Übernachfrage, die Gesamt-
zahl der an allen Hochschulen in der Bundesrepu-
blik Deutschland zur Verfügung stehenden Stu-
dienplätze reicht aber zur Zulassung aller Bewer-
ber aus. 

Für diese Studiengänge muß auch künftig durch 
ein bundesweites Verfahren mit dem zentralen 
Nachweis aller Studienplätze und dem Ausschluß 
von Mehrfachbewerbungen und Mehrfachzulas-
sungen gesichert sein, daß alle Studienbewerber 
einen Studienplatz erhalten. Ein derartiges bun-
desweites Verfahren ist erforderlich, um  die  1977 
von Bund und Ländern gemeinsam festgelegte Po-
litik der Öffnung der Hochschulen fortzuführen. 
Diese Politik haben der Bundeskanzler und die Re-
gierungschefs der Länder in ihrem Gemeinsamen 
Beschluß zur Fortsetzung der Politik des Offenhal-
tens der Hochschulen bekräftigt, der am 10. März 
1989 aus Anlaß der Unterzeichnung der Bund-Län-
der-Vereinbarung über ein Hochschulsonderpro-
gramm gefaßt wurde. 

Dem Ziel dieser Politik entspricht es, in Studien-
gängen mit örtlicher Übernachfrage, aber insge-
samt ausreichendem Studienplatzangebot weiter-
hin ein bundesweites Verfahren vorzusehen, 

— das ein klares Bild der Bewerbersituation ver-
mittelt (was bei gleichzei tigen Bewerbungen für 
verschiedene Hochschulen nicht möglich wäre, 
wie sich 1988 im Studiengang Rechtswissen-
schaft gezeigt hat), 

— das die vorhandene Kapazität op timal nutzt 
und 

— das den jungen Menschen deshalb erlaubt, ihre 
Zulassungschancen zu überblicken und ihren 
Zulassungsanspruch zu verwirklichen. 

Für ein bundesweites Verfahren mit einem zentra

-

len Nachweis der Studienplätze und dem Aus- 
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schluß von Mehrfachbewerbungen sprechen 
schließlich verfassungsrechtliche Erwägungen. Ein 
Verfahren, nach dem ein Teil der — zugangsbe-
rechtigten — Studienbewerber keinen Studien-
platz erhält, obwohl die Zahl der Studienplätze an 
allen Hochschulen für die Zulassung aller Bewer-
ber ausreicht, wäre mit dem vom Bundesverfas-
sungsgericht entwickelten Gebot der erschöpfen-
den Nutzung der Ausbildungskapazität nicht ver-
einbar. 

3. Nach § 31 Abs. 1 HRG in der geltenden Fassung 
kann in Studiengängen, für die für mehrere oder 
für die Mehrzahl der Hochschulen Zulassungszah-
len festgesetzt sind, die von den Ländern einge-
richtete Zentralstelle (Zentralstelle für die Vergabe 
von Studienplätzen — ZVS) bei der Vergabe der 
Studienplätze eingeschaltet werden. An diesem 
Grundsatz wird aus den im vorhergehenden Ab-
schnitt geschilderten Gründen festgehalten. 

Auch nach dem im Gesetzentwurf vorgeschlage-
nen neuen Nachweisverfahren wird die Zentral-
stelle der Länder bei der Vergabe von Studienplät-
zen mitwirken. Die Aufgaben der Zentralstelle 
werden aber verändert und — entsprechend der 
Zielsetzung des Beschlusses des Deutschen Bun-
destages von 1986 — eingeschränkt. Mit der Verla-
gerung eines wesentlichen Teils des Vergabever-
fahrens auf die Hochschulen in dem vorgesehenen 
neuen Nachweisverfahren und der damit verbun-
denen Stärkung der Hochschulverantwortung wer-
den die bürokratischen Elemente des zur Zeit noch 
geltenden Verteilungsverfahrens abgebaut. 

Problematisch ist beim geltenden Verteilungsver-
fahren nicht so sehr der Verwaltungsaufwand als 
solcher, sondern die Tatsache, daß über die Ver-
gabe von Studienplätzen und insbesondere über 
die Zuweisung des Studienorts nicht die einzelne 
Hochschule, sondern ausschließlich eine Verwal-
tungseinrichtung außerhalb der Hochschulen ent-
scheidet. Dieses anonyme Verfahren dürfte im in-
ternationalen Vergleich wohl kaum seinesgleichen 
haben und stößt auch in der Bundesrepublik 
Deutschland zunehmend auf Kritik. Die Vorzüge 
der vom Gesetzentwurf vorgesehenen Neurege-
lung, insbesondere die Einschränkung der Funk-
tionen der Zentralstelle, wiegen den Verwaltungs-
aufwand mehr als auf, der auch mit einem Verfah-
ren der einzelnen Hochschule auf der Grundlage 
von Leistungskriterien (das nur nach Entscheidung 
der Hochschule stattfindet) verbunden sein wird. 

4. In dem vom Gesetzentwurf vorgesehenen neuen 
Nachweisverfahren für Studiengänge mit örtlicher 
Übernachfrage ist künftig nur eine Bewerbung für 
eine Hochschule möglich. Hochschulen ohne Be-
werberüberhang lassen die Studienbewerber nach 
dem neuen Nachweisverfahren unmittelbar zu. 

Bei Hochschulen mit Bewerberüberhang sieht der 
Gesetzentwurf unterschiedliche Gestaltungsmög-
lichkeiten für das neue Nachweisverfahren vor, die 
der näheren Regelung durch das Landesrecht vor-
behalten sind. An diesen Hochschulen ist — nach 
allen vom Gesetzentwurf zugelassenen Verfah-
rensvarianten — ein zuvor festgelegter Anteil der 

Bewerber entsprechend den bislang geltenden 
Ortsverteilungskriterien (geltender § 31 Abs. 2 
HRG) unter Berücksichtigung der sozialen, insbe-
sondere familiären und wirtschaftlichen Gründe 
zuzulassen, die für die Wahl der Hochschule, vor 
allem wegen der Nähe zum Wohnort, maßgebend 
sind; nach diesen Kriterien erhalten z. B. schwer

--behinderte oder verheiratete Studenten vorrangig 
einen Studienplatz. Das Landesrecht hat nach dem 
Gesetzentwurf die Entscheidung darüber zu tref-
fen, ob dieser Anteil der Studienplätze von der 
Hochschule oder von der Zentralstelle der Länder 
zu vergeben ist. 

Für die Entscheidung des Landesrechts für eine 
dieser Verfahrensvarianten — Vergabe von Stu-
dienplätzen nach sozialen Gründen durch die 
Hochschule oder durch die Zentralstelle — werden 
verschiedene Gesichtspunkte maßgeblich sein. Für 
eine Vergabe durch die Hochschule kann insbe-
sondere die allgemeine Ausrichtung der Neurege-
lungsvorschläge und daran anknüpfend die Ziel-
setzung sprechen, im Interesse der Dezentralisie-
rung und des Abbaus des anonymen, zentralisier-
ten ZVS-Verfahrens auch bei diesen Vergabeent-
scheidungen die Aufgaben der einzelnen Hoch-
schule zu erweitern; mit einer Entscheidung für die 
Zuständigkeit der Hochschule kann zudem ge-
währleistet werden, daß die Studienplätze im 
Nachweisverfahren insgesamt (oder jedenfalls 
ganz überwiegend) von den Hochschulen und 
nicht von der Zentralstelle vergeben werden. Für 
die Hochschulzuständigkeit ist in diesem Zusam-
menhang außerdem die Bedeutung anzuführen, 
welche die Hochschulzulassung — auch im Ver-
fahren und in der äußeren Form — für die Studien-
anfänger hat. Die Entscheidung des Landesrechts 
für eine Zuständigkeit der Zentralstelle für die Ver-
gabe von Studienplätzen nach sozialen Gründen 
kann auf der anderen Seite u. a. auf die Erwägung 
gestützt werden, die Hochschulen, insbesondere 
unter Überlastbedingungen, von Vergabeentschei-
dungen zu entlasten, für die der einzelnen Hoch-
schule kein ins Gewicht fallender Freiraum zur Ge-
staltung der Auswahlkriterien eingeräumt werden 
kann. 

Für die übrigen, nicht nach sozialen Gründen zu 
vergebenden Studienplätze können nach dem Ge-
setzentwurf die Hochschulen mit Bewerberüber-
hang, falls sie sich für das neu vorgesehene Verfah-
ren für die Bewerberauswahl entscheiden, eine 
Auswahl nach eigenen Kriterien treffen, die am 
Leistungsprinzip — im weiteren Sinne — ausge-
richtet sind. Als Auswahlkriterien kommen in die-
sem Rahmen z. B. überdurchschnittliche Leistun-
gen im Abitur und in einzelnen Abiturnoten in 
Frage. Darüber hinaus können eine für den Stu-
diengang wichtige berufliche Vorbildung oder Be-
rufserfahrung als Auswahlmaßstäbe berücksichtigt 
werden. Die Hochschulen können sich aber auch 
für die Durchführung von Auswahlgesprächen 
oder für studienspezifische Tests entscheiden. 
Ebenso ist die Auswahl aufgrund mehrerer Aus-
wahlkriterien möglich. Entscheidet sich die Hoch-
schule für eine Auswahl nach eigenen Leistungs-
kriterien, vergibt sie nach dem Gesetzentwurf den 
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dafür vorgesehenen Anteil an Studienplätzen 
selbst. 

Die Höhe der beiden Anteile für die Bewerberaus-
wahl einerseits nach sozialen Gründen und ande-
rerseits nach Leistungskriterien in einem nach Ent-
scheidung der Hochschule durchzuführenden Ver-
fahren soll nach dem Gesetzentwurf im Hochschul-
rahmengesetz nicht im einzelnen festgelegt wer-
den. Es ist vielmehr vorgesehen, daß für die Aus-
wahl nach sozialen Gründen bis zur Hälfte, wenig-
stens aber drei Zehntel der Studienplätze vorzube-
halten sind. Damit ist die Höhe dieses Anteils so 
bemessen, daß er nach den Erfahrungen für die 
Berücksichtigung sozialer Gründe ausreicht. Dies 
begrenzt zugleich die Zahl der Auswahlentschei-
dungen der Hochschule nach Leistungskriterien. 
Bei der Bemessung des Anteils für die Auswahl 
nach sozialen Gründen wird zu beachten sein, daß 
ein erheblicher Teil der Bewerber, die solche 
Gründe geltend machen, voraussichtlich auch nach 
Leistungskriterien die Zulassung erwarten kann. 

Entscheidet sich die Hochschule mit Bewerber-
überhang gegen die Vergabe eines Teils der Stu-
dienplätze nach eigenen Leistungskriterien, wer-
den alle Studienplätze — wie nach geltendem 
Recht — nach sozialen Gründen vergeben. Es 
hängt dabei — wie geschildert — von der Entschei-
dung des Landesrechts ab, ob die Studienplätze in 
diesem Fall von der Hochschule oder von der Zen-
tralstelle nach sozialen Gründen zu vergeben sind. 
In allen nach der vorgesehenen Neuregelung mög-
lichen Verfahrensvarianten kann nach Maßgabe 
entsprechender landesrechtlicher Bestimmungen 
vorgesehen werden, daß die Hochschule bei ihren 
Auswahlentscheidungen die administrative Hilfe 
der Zentralstelle der Länder in Anspruch nehmen 
kann. Derartige Dienstleistungsfunktionen kann 
die Zentralstelle auf Anforderung der einzelnen 
Hochschule z. B. bei Auswahlentscheidungen er-
füllen, die auf Abiturnoten — auf überdurch-
schnittlichen Leistungen im Abitur oder in einzel-
nen Abiturnoten — gestützt werden (vgl. die vor-
gesehene Neufassung des § 31 Abs. 4 Nr. 1 und 2). 
Eine Unterstützungsaufgabe der Zentralstelle 
kommt aber ebenso dann in Betracht, wenn 
— nach der im Landesrecht zu treffenden Entschei-
dung — auch der Anteil der Studienplätze, für die 
eine Auswahl nach sozialen Gründen erfolgt, von 
der Hochschule zu vergeben ist. 

Nach der vorgesehenen Neuregelung werden die 
an Hochschulen mit Bewerberüberhang vorhande-
nen Studienplätze nach sozialen Gründen und, 
falls die jeweilige Hochschule ein eigenes Verfah-
ren für die Bewerberauswahl durchführt, nach Lei-
stungskriterien vergeben. Die danach nicht zuge-
lassenen Studienbewerber erhalten die insgesamt 
— vor allem an anderen Hochschulen — verblei-
benden Studienplätze. Ihre Auswahl erfolgt mög-
lichst nach den von den Bewerbern — nach der 
ersten Ortspräferenz — genannten weiteren Orts-
wünschen. Das Landesrecht kann auch für diese 
Verfahrensphase die Einschaltung der Zentral-
stelle der Länder und die Vergabe der Studien-
plätze durch die Zentralstelle vorsehen. 

III. Änderung des allgemeinen Auswahlverfahrens 

1. Nach dem Gesetzentwurf werden die Grundzüge 
der Neuregelung des Zulassungsverfahrens in Stu-
diengängen mit örtlicher Übernachfrage künftig 
auch im allgemeinen Auswahlverfahren nach § 32 
HRG in der Phase der Ortsverteilung berücksich-
tigt. In Studiengängen des allgemeinen Auswahl-
verfahrens reicht, im Gegensatz zu den Studien-
gängen des Verteilungsverfahrens nach gelten-
dem Recht — künftig: des Nachweisverfahrens —, 
das bundesweit vorhandene Studienplatzangebot 
für die Zulassung aller Bewerber nicht aus. 

2. Die Zentralstelle wählt nach der vorgesehenen 
Neuregelung, wie nach geltendem Recht, in den 
Studiengängen des allgemeinen Auswahlverf ah-
rens zunächst die zuzulassenden Studienbewerber 
vor allem nach Qualifikation und Wartezeit aus 
(vgl. § 32 HRG). 

Nach den zur Zeit geltenden Bestimmungen des 
Hochschulrahmengesetzes erfolgt die Ortsvertei-
lung der von der ZVS ausgewählten Studienbewer-
ber anschließend nach den für die Ortswahl maß-
gebenden sozialen Gründen ebenfalls durch die 
ZVS (vgl. § 31 Abs. 3 HRG i. V. m. § 31 Abs. 2 
HRG). 

Nach dem Gesetzentwurf wird künftig für Hoch-
schulen mit mehr ausgewählten Bewerbern als 
Studienplätzen die örtliche Zuweisung und Ein-
schreibung, entsprechend dem Neuregelungsvor-
schlag für das Nachweisverfahren, für einen 
— vorab festgelegten — Bewerberanteil nach den 
für die Ortswahl maßgebenden sozialen Gründen 
erfolgen. Die übrigen Bewerber können von Hoch-
schulen mit mehr Bewerbern als Studienplätzen, 
ebenfalls wie im Nachweisverfahren, nach eigenen 
Leistungskriterien ausgewählt werden. Studienbe-
werber, die im allgemeinen Auswahlverfahren 
zum Studium zugelassen werden, haben nach der 
geltenden Regelung nur dann eine gute Chance, 
an einer stark nachgefragten Hochschule zu stu-
dieren, wenn besondere soziale Gründe vorliegen. 
Nach der vorgesehenen Neuregelung können auch 
fachliche Gründe maßgebliche Bedeutung bei der 
Hochschulwahl und der Zulassungsentscheidung 
bekommen. Dies gilt z. B. für die Absicht, im Rah-
men eines Studiengangs einen fachlichen Schwer-
punkt zu setzen, der nur an einer bestimmten 
Hochschule angeboten wird. 

3. Das in Abschnitt II.3 zur künftigen Rolle der Zen-
tralstelle Gesagte gilt hier entsprechend Auch im 
allgemeinen Auswahlverfahren werden die Aufga-
ben der Zentralstelle nach der vorgesehenen Neu-
regelung verändert und beschränkt. 

IV. Ergänzung der Bestimmung über 
Teilzulassungen 

Der Gesetzentwurf sieht eine Ergänzung der gelten-
den Vorschrift über Teilzulassungen (§ 31 Abs. 4 
HRG) vor. Nach dem geltenden § 31 Abs. 4 HRG, der 
nach dem Gesetzentwurf (§ 31 Abs. 6 Satz 1 des Ent- 
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wurfs) nicht geändert wird, kann eine auf den ersten 
Teil des Studiengangs beschränkte Zuweisung und 
Einschreibung erfolgen, wenn an einer Hochschule 
für den ersten Studienabschnitt eine höhere Ausbil-
dungskapazität als für die späteren Abschnitte be-
steht; Voraussetzung dafür ist, daß der Student sein 
Studium an einer anderen Hochschule fortsetzen 
kann, die noch über freie Kapazität verfügt. Unter der 
gleichen Voraussetzung kann nach der im Gesetzent-
wurf vorgesehenen Ergänzung der Teilzulassungs-
vorschrift die Zulassung auch für den ersten Teil eines 
anderen, im ersten Studienabschnitt im wesentlichen 
aber identischen Studiengangs erfolgen. 

Diese Neuregelung kann in den Studiengängen Be-
triebswirtschaftslehre und Volkswirtschaftslehre An-
wendung finden, künftig aber auch für andere Stu-
diengänge mit übereinstimmendem oder im wesentli-
chen identischem Grundstudium Bedeutung erhalten. 
Sie soll sichern, daß die Ausbildungskapazität auch 
durch Teilzulassungen in vollem Umfang genutzt 
werden kann. Die damit ermöglichte bessere Nutzung 
der Ausbildungskapazität kann auch einen Beitrag 
zur Aufhebung oder Verhinderung von Zulassungs-
beschränkungen leisten. 

V. Änderung der Zulassungsvorschriften für 
Bildungsinländer, die nicht Staatsangehörige 
anderer Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften sind 

Für ausländische oder staatenlose Bewerber, die ihre 
Hochschulzugangsberechtigung im Inland erworben 
haben (Bildungsinländer) und nicht zum Kreis der 
EG-Angehörigen gehören, sieht der Gesetzentwurf 
ebenfalls eine Neuregelung vor. Nach den zur Zeit 
geltenden landesrechtlichen Bestimmungen werden 
die Bildungsinländer im Rahmen einer Sonderquote 
innerhalb der Ausländerquote im allgemeinen und im 
besonderen Auswahlverfahren zugelassen. Für die 
Zulassung nach dieser Sonderquote werden weitge-
hend die für die deutschen Bewerber geltenden Rege-
lungen angewandt. Die Vergabe erfolgt allerdings 
nicht in einem bundesweiten Verfahren durch die 
Zentralstelle für die Vergabe von Studienplätzen 
(ZVS), sondern innerhalb einer an jeder einzelnen 
Hochschule gebildeten Sonderquote. Dieses Verfah-
ren hat vor allem wegen der zum Teil zu geringen 
Zahl an Studienplätzen für die Bildungsinländer an 
den einzelnen Hochschulen zu Schwierigkeiten ge-
führt. 

Die Bundesregierung hat 1986 (Drucksache 10/5171, 
S. 13 ff.) eine Neuregelung für Bildungsinländer ge-
fordert, die von den Ländern ohne Änderung des 
Hochschulrahmengesetzes im Rahmen der für das all-
gemeine und das besondere Auswahlverfahren zu bil-
denden Ausländerquote nach § 32 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 
HRG getroffen werden kann. Die Bundesregierung 
hat sich in diesem Zusammenhang für die Bildung 
einer Sonderquote für Bildungsinländer innerhalb der 
Ausländerquote ausgesprochen, die vorsieht, daß die 
Studienplätze für Bildungsinländer im allgemeinen 
und im besonderen Auswahlverfahren zentral durch 
die ZVS vergeben werden. 

Die Bundesregierung ging 1986 (Drucksache 10/5171, 
S. 13 ff.) davon aus, daß die Länder eine entspre-
chende Regelung treffen werden. Da die Lander eine 
derartige Vorschrift bislang noch nicht erlassen ha-
ben, ist eine Regelung im Hochschulrahmengesetz 
erforderlich. Die in dem Entwurf vorgeschlagene 
Neuregelung des § 32 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 HRG sieht 
vor, daß für Bildungsinländer — die nicht zugleich 
Staatsangehörige anderer Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Gemeinschaften sind — eine Sonderquote 
im Rahmen der Ausländerquote zu bilden ist. Die Aus-
wahl der Bewerber erfolgt nach diesem Neurege-
lungsvorschlag durch die ZVS entsprechend den für 
Deutsche geltenden Maßstäben — im allgemeinen 
Auswahlverfahren nach § 32 Abs. 3 HRG also z. B. 
nach Qualifikation und nach Wartezeit. Von den für 
Deutsche geltenden Maßstäben kann nach der vorge-
sehenen Neuregelung nur in Ausnahmefällen bei ein-
zelnen Studiengängen abgewichen werden, in denen 
eine Anwendung dieser Auswahlkriterien nicht mög-
lich ist. Ein derartiger Ausnahmefall kann dann vor-
liegen, wenn die geringe Zahl der Bewerber in der 
neuen, bundesweiten Sonderquote die Anwendung 
einzelner der für Deutsche geltenden Maßstäbe 
— z. B. die Auswahl nach dem Ergebnis eines von der 
Hochschule durchzuführenden Auswahlgesprächs 
nach § 33 Abs. 2 Nr. 2 b HRG — ausschließt. 

VI. Ergänzung der Vorschrift über das 
Benachteiligungsverbot 

Der Gesetzentwurf sieht eine Ergänzung des § 34 
HRG vor, der einen Nachteilsausgleich bei der Hoch-
schulzulassung für bestimmte Bewerbergruppen, u. a. 
für Wehrdienst- und Zivildienstleistende, vorschreibt. 
Nach der vorgeschlagenen Neuregelung wird den im 
geltenden § 34 HRG genannten Tatbeständen die Be-
treuung oder die Pflege eines Kindes unter 18 Jahren 
oder eines pflegebedürftigen sonstigen Angehörigen 
bis zur Dauer von drei Jahren gleichgestellt. 

Die vorgesehene neue Vorschrift überträgt damit den 
dem geltenden § 34 zugrundeliegenden Gedanken 
der Berücksichtigung bestimmter gesetzlich geregel-
ter gemeinnütziger Dienste auf Betreuungs- und Pfle-
getätigkeiten. Wer derartige Betreuungs- oder Pflege-
aufgaben wahrnimmt, wird künftig, wie die Absolven-
ten der im geltenden § 34 HRG genannten Dienste, 
vor damit etwa verbundenen Zulassungsnachteilen 
geschützt. 

VII. Übergangsregelungen 

Die unter I. bis VI. geschilderten Änderungsvor-
schläge zu den HRG-Vorschriften über die Hoch-
schulzulassung und den Hochschulzugang beschrän-
ken sich auf wenige rahmenrechtliche Grundsatzvor-
gaben. Die Einzelheiten werden in einem Staatsver-
trag der Länder sowie in weiteren landesrechtlichen 
Bestimmungen zu regeln sein. Die vorgeschlagenen 
gesetzlichen Neuregelungen werden nach dem Ge-
setzentwurf allerdings bereits vor einer Änderung des 
Staatsvertrags der Länder angewandt. Dies sieht eine 
Übergangsvorschrift vor, die der Übergangsbestim- 
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mung nach dem Zweiten Gesetz zur Änderung 
des Hochschulrahmengesetzes vom 28. März 1985 
entspricht (vgl. den geltenden § 72 Abs. 2 Satz 2 
HRG). 

VIII. Kosten 

Gegenüber der Anwendung der geltenden Zugangs-
und Zulassungsvorschriften des Hochschulrahmenge-
setzes sind für Bund und Länder keine zusätzlichen 
Kosten zu erwarten. Ebenso sind Auswirkungen auf 
Einzelpreise und auf das Preisniveau, insbesondere 
auf das Verbraucherpreisniveau, aufgrund dieser Ge-
setzesvorlage nicht ersichtlich. 

Wie unter II.1 ausgeführt, soll die vorgesehene Neu-
regelung die Verantwortung der Hochschulen für die 
Auswahl der Studienanfänger stärken. Durch die Er-
weiterung der Eigenverantwortung der Hochschulen 
werden die Aufgaben der Zentralstelle einge-
schränkt. Der Gesetzentwurf hat dabei zugleich zum 
Ziel, den Studienbewerbern mehr Wahlrechte einzu-
räumen, auch um ihre Mobilität gegenüber den jetzt 
noch geltenden Verteilungskriterien zu erhöhen, bei 
denen der Nähe des Hochschulstandortes zum Wohn-
ort eine wesentliche Rolle zukommt. 

Als — erwünschte — Folge dieser Änderungen kann 
ein Studienbewerber nach den im Entwurf vorgesehe-
nen neuen Leistungskriterien der Hochschule einen 
Studienplatz auch an einer weiter entfernten Hoch-
schule mit Bewerberüberhang erhalten; ein Vergleich 
mit dem jetzt geltenden Verfahren kann dabei erge-
ben, daß der Studienbewerber nach den z. Z. ange-
wandten Verteilungskriterien nur geringe Chancen 
gehabt hätte, an dieser Hochschule zugelassen zu 
werden. Diese mobilitätsfördernde Wirkung wird in 
einem Teil der denkbaren Fälle wegen der gegenüber 
der Unterbringung am Wohnort der Familie höher 
anzusetzenden Kosten auch zu höheren Förderungs-
beträgen nach dem Bundesausbildungsförderungsge-
setz führen. Die mit dem Gesetzentwurf beabsichtigte 
größere Mobilität kann auf der anderen Seite einen 
Beitrag zur Entlastung der stark nachgefragten Hoch-
schulen und zu einer besseren Nutzung der Studien-
plätze an bislang weniger belasteten Hochschulen lei-
sten. Eine ausgeglichenere Auslastung der Hoch-
schulstandorte wirkt sich auch auf das Mietpreisni-
veau und — allgemeiner — auf das Niveau der Le-
benshaltungskosten in der Gesamtbilanz tendenziell 
preisstabilisierend aus; sie gewährleistet zugleich 
eine wirtschaftlichere Nutzung der vorhandenen 
Hochschulkapazitäten. Negative Kostenauswirkun-
gen und Preiserhöhungen sind daher im Ergebnis 
nicht zu erwarten. 

Über mögliche finanzielle Auswirkungen im Bundes-
haushalt, die durch höhere Förderungsbeträge nach 
dem Bundesausbildungsförderungsgesetz zum Teil 
als Folge erhöhter Mobilität der Studienbewerber ent-
stehen könnten, sind zuverlässige Schätzungen nicht 
möglich. Dabei ist zu berücksichtigen, daß das in dem 
Gesetzentwurf vorgesehene neue Nachweisverfahren 
und die dementsprechend neugeregelte Ortsvertei-
lung im allgemeinen Auswahlverfahren mit eigenen 

Leistungskriterien der Hochschule zum ersten Mal im 
Wintersemester 1991/92 angewandt werden können, 
falls die einzelne Hochschule sich für eine Auswahl 
nach Leistungskriterien entscheidet. Auch wenn die 
einzelne Hochschule eine Auswahl nach eigenen Lei-
stungskriterien durchführen will, wird dies nur bei 
einem kleineren Teil der an dieser oder an anderen 
Hochschulen zugelassenen Bewerber zu höheren För-
derungsbeträgen nach dem Bundesausbildungsförde-
rungsgesetz führen können. In den Jahren ab 1991/92 
wird zu prüfen sein, ob und inwieweit die dann vor-
liegende Entwicklung in den Haushaltsansätzen für 
das Bundesausbildungsförderungsgesetz aufzufan-
gen ist. 

Finanzielle Auswirkungen der unter I.2 geschilderten 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs und 
des daran anknüpfenden Neuregelungsvorschlags 
zur Gleichstellung von Studienbewerbern aus ande-
ren Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaf-
ten mit deutschen Studienbewerbern beim Hoch-
schulzugang sind im übrigen nicht ersichtlich. In die-
sem Zusammenhang ist zu beachten, daß die danach 
mit Deutschen gleichzustellenden Bewerber aus Mit-
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften künf-
tig nicht mehr im Rahmen der Ausländerquote einen 
Studienplatz erhalten. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 — Änderung des 
Hochschulrahmengesetzes 

Zu Nummer 1 — § 27 — Allgemeine 
Voraussetzungen 

Die vorgesehene Einfügung des neuen Absatzes 3 in 
§ 27 dient dem Ziel, alle Staatsangehörigen anderer 
EG-Mitgliedstaaten mit deutschen Bewerbern beim 
Hochschulzugang gleichzustellen. Artikel 7 EWGV 
verbietet im Anwendungsbereich des EWGV-Ver-
trags jede Diskriminierung aus Gründen der Staatsan-
gehörigkeit. Der Neuregelungsvorschlag berücksich-
tigt die Entwicklung der Rechtsprechung des Euro-
päischen Gerichtshofes zu Artikel 7 EWGV (vgl. 
A. I. 2). 

Da Artikel 7 EWGV nur Differenzierungen nach der 
Staatsangehörigkeit verbietet, sind Ungleichbehand-
lungen, die nicht an die Ausländereigenschaft, son-
dern an andere, sachlich gerechtfertigte Kriterien an-
knüpfen, zulässig. In diesem Zusammenhang ist auch 
der in dem neuen Absatz 3 des § 27 vorgesehene 
Nachweis von Sprachkenntnissen zu sehen, die für 
das erfolgreiche Studium an einer Hochschule im Gel-
tungsbereich des Gesetzes erforderlich sind. An den 
Nachweis deutscher Sprachkenntnisse können keine 
zu hohen Anforderungen gestellt werden. Mit einer 
im Inland erworbenen Hochschulzugangsberechti-
gung ist der Nachweis in aller Regel geführt. 
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Zu Nummer 2 — § 30 — Festsetzung von 
Zulassungszahlen 

Die Ersetzung des Zitats in § 30 Abs. 1 Satz 2 ist eine 
Folgeänderung der Neufassung des § 31 (vgl. zu 
Nummer 3). 

Zu Nummer 3 — § 31 — Nachweis und Vergabe 
von Studienplätzen 

Die Vorschrift wird mit dem Ziel neugefaßt, die Ver-
antwortung der Hochschulen für die Auswahl der Stu-
dienanfänger zu stärken und zugleich den Studienbe-
werbern größere Wahlmöglichkeiten bei der Auswahl 
der Hochschule einzuräumen (neugefaßter § 31 
Abs. 1 bis 5). Außerdem soll die Bestimmung über die 
Teilzulassung zu Studiengängen mit Zulassungsbe-
schränkungen um eine Regelung ergänzt werden, 
nach der eine Teilzulassung auch zum ersten Studien-
abschnitt eines anderen, im Grundstudium im wesent-
lichen aber identischen Studiengangs erfolgen kann, 
wenn die spätere Fortsetzung des Studiums an einer 
anderen Hochschule gesichert ist (neugefaßter § 31 
Abs. 6). 

Die vorgesehene Neufassung des § 31 Abs. 1 und 2 
enthält gegenüber der geltenden Fassung des § 31 
Abs. 1 vor allem folgende Änderungen: 

Die Einbeziehung in das Verfahren der Zentralstelle 
soll künftig nicht nur dann erfolgen können, wenn 
eine Vergabe der Studienplätze durch die Zentral-
stelle der Länder vorgesehen ist. Als „Verfahren der 
Zentralstelle" gilt nach dem neuen Absatz 1 des § 31 
auch ein Verfahren, bei dem, wie dies der neue Ab-
satz 3 des § 31 für das sog. Nachweisverfahren vor-
sieht, Studienplätze von den Hochschulen unter Be-
teiligung der Zentralstelle vergeben werden. Voraus-
setzung für die Einbeziehung in das Verfahren der 
Zentralstelle ist auch nach dem neuen Absatz 1 — wie 
nach dem geltenden § 31 Abs. 1 —, daß für mehrere 
Hochschulen Zulassungszahlen festgesetzt sind (vgl. 
dazu den geltenden § 30). 

Die im neuen Absatz 2 des § 31 vorgesehenen Rege-
lungen entsprechen im übrigen den Bestimmungen 
im geltenden § 31 Abs. 1. Änderungen im Wortlaut 
und Aufbau des neuen Absatzes 2 sind die Folge der 
Neufassung des § 31 Abs. 1, durch den der Beg riff des 
Verfahrens der Zentralstelle einen neuen Inhalt erhal-
ten soll; durch die Neufassung des Absatzes 2 werden 
im übrigen die Voraussetzungen für die Einbeziehung 
in das Verfahren der Zentralstelle nicht geändert. 

Die Neufassung des § 31 Abs. 3 und 4 löst die Rege-
lung im geltenden § 31 Abs. 2 über das sog. Vertei-
lungsverfahren ab. Wenn in einem in das Verfahren 
der Zentralstelle nach dem neuen Absatz 2 einbezo-
genen Studiengang die Gesamtzahl der an allen 
Hochschulen zur Verfügung stehenden Studienplätze 
zur Zulassung aller Bewerber ausreicht, findet nach 
der in Absatz 3 Satz 1 vorgesehenen Regelung künftig 
ein Nachweisverfahren statt. In dem Nachweisverfah-
ren können die Hochschulen Studienplätze vergeben 
(vgl. dazu A. II. 4); die Zentralstelle der Länder wird 
aber in jedem Fall an dem Verfahren beteiligt (vgl. die 

vorgesehene Neufassung des § 31 Abs. 1). Satz 1 
zweiter Halbsatz des neugefaßten Absatzes 3 regelt 
ausdrücklich, daß im Nachweisverfahren jeder Be-
werber einen Studienplatz erhält. 

Um Mehrfachbewerbungen und Mehrfachzulassun-
gen auszuschließen und damit zu gewährleisten, daß 
jeder Studienbewerber einen Studienplatz erhält (vgl. 
A. II. 2), sieht Satz 2 erster Halbsatz des neugefaßten 
Absatzes 3 vor, daß im Nachweisverfahren nur die 
Bewerbung für eine Hochschule zulässig ist. In der 
näheren Ausgestaltung des Verfahrens kann dies z. B. 
durch landesrechtliche Regelungen gesichert werden, 
nach denen bei — unzulässigen — Mehrfachbewer-
bungen nur die zuletzt eingereichte Bewerbung wirk-
sam ist. Die Zentralstelle ist nach Satz 2 zweiter Halb-
satz des neuen Absatzes 3 über die Entscheidungen 
der Hochschule über die Zulassungsanträge zu unter-
richten. Die Unterrichtung der Zentralstelle durch die 
Hochschule, die zur Wahrnehmung der Koordina-
tionsaufgaben der Zentralstelle rechtzeitig durchzu-
führen ist, kann dabei auf verschiedenen Verfahrens-
wegen erfolgen, die im einzelnen durch das Landes-
recht festzulegen sind. In Frage kommt z. B. eine Ge-
staltung des Formulars für einen Zulassungsantrag, 
die eine Unterrichtung der Zentralstelle auf einem 
Durchschlag des Zulassungsantrags vorsieht, den die 
Hochschule der Zentralstelle übermittelt, um auf 
diese Weise zunächst sicherzustellen, daß die Zentral-
stelle bereits über die Antragstellung informiert ist; 
von ihrer Entscheidung über den Zulassungsantrag 
haben dann die Hochschulen der Zentralstelle später 
Kenntnis zu geben. Denkbar ist in diesem Zusammen-
hang — neben weiteren Verfahrensvarianten — auch 
ein Verfahren, nach dem der an die Hochschule ge-
richtete Zulassungsantrag über die Zentralstelle ein-
zureichen ist, auch um dadurch Mehrfachbewerbun-
gen auszuschließen. 

Nach Satz 3 des neuen Absatzes 3 wird an Hochschu-
len mit Bewerberüberhang ein durch Landesrecht 
künftig näher festzulegender Anteil der Bewerber 
nach Kriterien zugelassen, die den im geltenden § 31 
Abs. 2 geregelten Ortsverteilungsmaßstäben (vgl. den 
neugefaßten § 31 Abs. 3 Satz 3 Nr. 1) entsprechen. 
Das Landesrecht hat dabei zu entscheiden, ob die Ver-
gabe der Studienplätze nach sozialen Gründen durch 
die Hochschule oder durch die Zentralstelle erfolgt 
(vgl. A. II. 4). Für die weiteren Studienplätze können 
sich die Hochschulen mit Bewerberüberhang für ein 
eigenes Verfahren der Bewerberauswahl entschei-
den; in diesem Verfahren legen sie selbst innerhalb 
bestimmter rahmenrechtlicher Vorgaben die — am 
Leistungsprinzip ausgerichteten — Auswahlkriterien 
fest und vergeben danach die Studienplätze. Die 
Hochschulen werden nach dem im Gesetzentwurf 
vorgesehenen neuen Nachweisverfahren nicht ver-
pflichtet, ein derartiges Verfahren durchzuführen. 
Falls sich die Hochschule nicht für die Durchführung 
eines solchen Verfahrens entscheidet, werden die 
Studienplätze ausschließlich nach sozialen Gründen 
vergeben (vgl. den neugefaßten § 31 Abs. 3 Satz 3 
Nr. 1) . 

Entscheidet sich die Hochschule für die Durchführung 
eines Verfahrens nach selbstbestimmten Leistungs

-

kriterien, sind nach Satz 4 des neugefaßten Absat- 
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zes 3 bis zur Hälfte, wenigstens aber drei Zehntel der 
Studienplätze für die Vergabe nach sozialen Gründen 
(nach dem neuen Satz 3 Nr. 1) vorzubehalten; welche 
Anteilshöhe — von 30 % bis zu 50 % — dabei für die 
Vergabe nach sozialen Gründen im einzelnen vorzu-
behalten ist, wird durch Landesrecht zu regeln sein. 

Die nach der Durchführung der Bewerberauswahl 
nach sozialen Gründen und nach Leistungskriterien 
nicht zugelassenen Bewerber erhalten nach dem neu

--gefaßten Absatz 3 Satz 5 die noch offenen Studien-
plätze. Dabei handelt es sich in erster Linie um die an 
anderen Hochschulen — ohne Bewerberüberhang — 
verbleibenden Studienplätze ; in Frage kommen aber 
auch Studienplätze an Hochschulen mit Bewerber- 
überhang, wenn z. B. Bewerber von ihrer Zulassung 
keinen Gebrauch machen. Maßgebend für die Ver-
gabe dieser Studienplätze sollen dabei möglichst die 
weiteren Ortswünsche der Bewerber sein. Bei der nä-
heren Gestaltung des Nachweisverfahrens im Lan-
desrecht kann deshalb z. B. bestimmt werden, daß alle 
Bewerber bereits in ihrer Bewerbung für jeweils eine 
Hochschule (vgl. neuer Absatz 3 Satz 2) weitere Orts-
wünsche für den Fall nennen, daß die Bewerbung für 
die Hochschule der ersten Wahl keinen Erfolg hat. 
Das Landesrecht wird für die Vergabe der Studien-
plätze in dieser Verfahrensphase zweckmäßigerweise 
die Einschaltung der Zentralstelle der Länder vorse-
hen; es kann darüber hinaus auch regeln, daß die Stu-
dienplatzvergabe dabei unmittelbar durch die Zen-
tralstelle erfolgt. 

Für die Auswahl nach Leistungskriterien sind in dem 
neuen Absatz 4 rahmenrechtliche Vorgaben vorgese-
hen. Möglich sind danach die Auswahl nach der Höhe 
der Abiturnote (neuer Absatz 4 Nr. 1), nach den Lei-
stungen in bestimmten Abiturfächern (neuer Absatz 4 
Nr. 2), nach der Art einer Berufsausbildung oder Be-
rufstätigkeit (neuer Absatz 4 Nr. 3), nach einem Test-
verfahren (neuer Absatz 4 Nr. 4) oder nach einem von 
der Hochschule durchzuführenden Auswahlgespräch 
(neuer Absatz 4 Nr. 5). Auch eine Verbindung der ver-
schiedenen Auswahlkriterien, die z. B. eine Voraus-
wahl aufgrund der Abiturnote und ein Auswahlge-
spräch vorsehen kann, kommt in Frage (neuer Ab-
satz 4 Nr. 6). 

Der neue Absatz 5 des § 31 tritt an die Stelle des gel-
tenden § 31 Abs. 3; er behandelt, wie der geltende 
§ 31 Abs. 3, das Auswahlverfahren im Falle von bun-
desweiten Zulassungsbeschränkungen. Nach Satz 2 
des neugefaßten Absatzes 5 sind auch im allgemeinen 
Auswahlverfahren nach § 32 die wesentlichen Be-
stimmungen für das neue Nachweisverfahren (§ 31 
Abs. 3 Satz 3 bis 5 und Abs. 4 des Gesetzentwurfs) in 
der Phase der Ortsverteilung entsprechend anzuwen-
den. Der Zulassungsantrag ist im allgemeinen Aus-
wahlverfahren allerdings, wie nach dem geltenden 
§ 31 Abs. 1 und 3, in jedem Fall an die Zentralstelle zu 
richten. Die Zentralstelle soll dementsprechend künf-
tig im allgemeinen Auswahlverfahren die von ihr vor 
allem nach Qualifikation und Wartezeit ausgewählten 
Studienbewerber (vgl. § 32 Abs. 3) nach deren Orts-
präferenzen den einzelnen Hochschulen zuweisen. 
Erst dann können die für das neue Nachweisverfahren 
vorgesehenen Regelungen — die Auswahl nach so-
zialen Gründen und, wenn die Hochschule dies will, 

nach eigenen Leistungskriterien — im allgemeinen 
Auswahlverfahren entsprechende Anwendung fin-
den. 

Im besonderen Auswahlverfahren bleibt es bei den 
bislang geltenden Regelungen für die Ortsverteilung; 
nach dem neuen Absatz 5 Satz 3 soll für Hochschulen 
mit mehr ausgewählten Bewerbern als Studienplät-
zen die Ortsverteilung wie nach dem geltenden § 31 
Abs. 3 möglichst nach den Ortswünschen der ausge-
wählten Bewerber und, soweit notwendig, vor allem 
nach sozialen Gründen erfolgen. Eine entsprechende 
Anwendung der Regelungen für das neue Nachweis-
verfahren nach § 31 Abs. 3 des Gesetzentwurfs ist 
nicht vorgesehen. Die im besonderen Auswahlverfah-
ren nach § 33 geltenden Auswahlkriterien (z. B. das 
von der Hochschule durchzuführende Auswahlge-
spräch nach § 33 Abs. 2 Nr. 2 b) stimmen zu einem 
größeren Teil mit den Auswahlmaßstäben in dem 
neuen Nachweisverfahren nach dem neugefaßten 
§ 31 Abs. 4 überein oder sind mit diesen vergleichbar; 
die Anwendung gleicher oder vergleichbarer Maß-
stäbe — in dem danach möglichen Umfang — bei der 
Auswahl der für das Studium zuzulassenden Bewer-
ber und in der Phase der Ortsverteilung wäre aber 
nicht zweckmäßig. 

Der neue Absatz 6 entspricht in seinem Satz 1 dem 
geltenden § 31 Abs. 4. Der neue Satz 2 des § 31 Abs. 6 
des Gesetzentwurfs ergänzt die Teilzulassungsvor-
schrift des Satzes 1. Die bereits im geltenden § 31 
Abs. 4 geregelte Teilzulassung kann danach auch 
dann erfolgen, wenn im ersten Studienabschnitt eines 
anderen Studiengangs mit im wesentlichen identi-
schem Grundstudium noch freie Kapazitäten beste-
hen. Wie bei der geltenden Vorschrift über die Teilzu-
lassung nach § 31 Abs. 4 muß dabei allerdings ge-
währleistet sein, daß der Student das von ihm ge-
wählte Studium nach dem ersten Studienabschnitt 
fortsetzen kann. 

Zu Nummer 4 — § 32 — Allgemeines 
Auswahlverfahren 

Die Ersetzung des Zitats in § 32 Abs. 1 ist eine Folge-
änderung der Neufassung des § 31 (vgl. zu Num-
mer 3). 

Die vorgesehene Neufassung des § 32 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 3 sieht eine Änderung der Zulassungsvorschriften 
für ausländische oder staatenlose Bewerber vor, die 
ihre Hochschulzugangsberechtigung im Inland er-
worben haben (Bildungsinländer) und  nicht zum Kreis 
der EG-Angehörigen gehören. 

Die Zulassung von Bildungsinländern innerhalb der 
vor allem für ausländische Bewerber mit einer auslän-
dischen Hochschulzugangsberechtigung gebildeten 
Ausländerquote im allgemeinen und im besonderen 
Auswahlverfahren (vgl. die geltenden Vorschriften 
des § 32 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 und des § 33 Abs. 5) hat 
sich als nicht sachgerecht erwiesen. Auch die von den 
Ländern eingeführte — mit dem Hochschulrahmen-
gesetz zu vereinbarende — Sonderquote für Bil-
dungsinländer innerhalb der Ausländerquote hat zu 
Schwierigkeiten geführt. Nach dieser landesrechtli- 
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chen Sonderquotenregelung werden weitgehend die 
für Deutsche geltenden Auswahlregelungen ange-
wandt. Die Vergabe erfolgt allerdings innerhalb einer 
an jeder einzelnen Hochschule gebildeten Sonder-
quote. 

Probleme bestehen dabei z. B. wegen der zum Teil zu 
geringen Zahl von Studienplätzen für die Bildungsin-
länder an einer Hochschule. In kleinen Studiengän-
gen steht an einigen Hochschulen nur ein Studien-
platz zur Verfügung, so daß eine Auswahl nach ver-
schiedenen Kriterien, wie sie für Deutsche erfolgt, 
nicht stattfinden kann. Die Auswahl der Bewerber 
durch die Hochschule führt außerdem dazu, daß sich 
Bildungsinländer an mehreren Hochschulen gleich-
zeitig bewerben, um ihre Zulassungschancen zu erhö-
hen. 

Nach der vorgesehenen Neufassung des § 32 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 3 erfolgt die Auswahl demgegenüber durch 
die Zentralstelle der Länder entsprechend den für 
Deutsche geltenden Maßstäben, im allgemeinen Aus-
wahlverfahren also z. B. vor allem nach der Abiturnote 
und der Wartezeit (vgl. den geltenden § 32 Abs. 3). 

Zu Nummer 5 — § 34 — Benachteiligungsverbot 

Nach der vorgesehenen Neufassung des § 34 wird die 
Betreuung oder die Pflege eines Kindes unter 18 Jah-
ren oder eines pflegebedürftigen sonstigen Angehöri-
gen bis zur Dauer von drei Jahren mit entsprechenden 
Zeiten des Wehr- und Zivildienstes und anderer in 
dem geltenden § 34 aufgeführter Dienste beim Nach-
teilsausgleich für die Hochschulzulassung gleichge-
stellt. Dabei ist gedacht an die Betreuung und Pflege 
eigener Kinder einschließlich der Adoptivkinder oder 
von pflegebedürftigen sonstigen Angehörigen wie El-
tern und Geschwistern des Bewerbers. 

Der neugefaßte § 34 Satz 1 Nr. 1. bis 3, Satz 2 und 3 
entspricht dem geltenden § 34. 

Die neu eingefügte Vorschrift des § 34 Satz 1 Nr. 4 
über die Berücksichtigung von Betreuungs- und Pfle-
gezeiten für ein Kind unter 18 Jahren oder für einen 
pflegebedürftigen sonstigen Angehörigen ist bei der 
Regelung des Betreuungs- und Pflegetatbestandes 
(einschließlich des dabei in Frage kommenden Perso-
nenkreises) an die Bestimmung des geltenden § 57 c 
Abs. 6 Nr. 1 angelehnt; nach § 57 c Abs. 6 Nr. 1 sind 
auf Antrag des Mitarbeiters, der einen Zeitvertrag 
nach § 57 b Abs. 2 bis 4 mit der Hochschule geschlos

-

sen hat, Beurlaubungszeiten für entsprechende Be-
treuungs- und Pflegeaufgaben, ebenso wie nach 
§ 57 c Abs. 6 Nr. 4 Zeiten des Grund- und Zivildien-
stes, nicht auf die Vertragsdauer anzurechnen. Die 
Vorschrift des § 57 c Abs. 6 Nr. 1 zeigt, daß das Hoch-
schulrahmengesetz — in anderem Zusammenhang, 
bei der Verlängerung von Zeitverträgen — diese Be-
treuungs- und Pflegetätigkeiten als im weiteren Sinne 
gemeinnützige Leistungen anerkannt hat. Die vorge-
schlagene neue Vorschrift des § 34 Satz 1 Nr. 4 soll 
diesen Gesichtspunkt auch im Rahmen des Nachteils-
ausgleichs bei der Hochschulzulassung berücksichti-
gen. 

Durch landesrechtliche Bestimmungen wird u. a. zu 
regeln sein, wie im einzelnen nachzuweisen ist, daß 
die in der neu eingefügten Vorschrift des § 34 Satz 1 
Nr. 4 vorgesehenen Voraussetzungen vorliegen. In 
diesem Zusammenhang kann z. B. verlangt werden, 
daß die Pflegebedürftigkeit des Angehörigen durch 
eine amtsärztliche Bescheinigung festgestellt wird. 
Das Landesrecht kann dabei auch regeln, in welcher 
Form der Bewerber nachzuweisen hat, daß er die Be-
treuungs- oder Pflegeaufgaben für Angehörige auch 
tatsächlich wahrgenommen hat. 

Zu Nummer 6 — § 72 — Anpassungsfristen 

Die Neufassung der Anpassungsvorschrift des § 72 
Abs. 2 Satz 2 und die Änderung in § 72 Abs. 2 Satz 5 
sollen gewährleisten, daß die unter Nummern 1 bis 5 
vorgesehenen Gesetzesänderungen bereits vor der 
erforderlichen Änderung des Staatsvertrages der Län-
der über die Vergabe von Studienplätzen und später 
notfalls auch ohne eine Staatsvertragsverlängerung 
angewandt werden. Die Fassung der vorgesehenen 
neuen Anpassungsvorschrift lehnt sich dabei an die 
Bestimmungen des geltenden § 72 Abs. 2 an. 

Bereits vor der Anpassung des Landesrechts — durch 
eine Änderung des Staatsvertrages — nach § 72 
Abs. 2 Satz 1 sind die entsprechenden Zulassungsvor-
schriften des geltenden Staatsvertrages nach der vor-
gesehenen Neufassung der Vorschrift des § 72 Abs. 2 
nach Maßgabe der nach den Nummern 1 bis 5 geän-
derten Bestimmungen des Hochschulrahmengesetzes 
erstmals ab Wintersemester 1991/92 anzuwenden. 

Falls bis zum 30. Juni 1994 die erforderliche Anpas-
sung des Staatsvertrages nicht zustande kommt oder 
solche Anpassungsregelungen ersatzlos wieder außer 
Kraft treten, können nach der vorgesehenen Ände-
rung des § 72 Abs. 2 Satz 5 — wie nach geltendem 
Recht — die entsprechenden Vorschriften durch 
Rechtsverordnung des Bundesministers für Bildung 
und Wissenschaft mit Zustimmung des Bundesrates 
erlassen werden. 

Zu Artikel 2 — Neubekanntmachung 

Die Vorschrift enthält die Befugnis zur Neubekannt-
machung des Hochschulrahmengesetzes. Eine Neu-
bekanntmachung ist wegen der in dem Gesetzent-
wurf vorgesehenen Änderungen zweckmäßig. 

Zu Artikel 3 — Berlin-Klausel 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 4 — Inkrafttreten 

Die Vorschrift enthält die Regelung über das Inkraft-
treten des Gesetzes. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat in seiner 606. Sitzung am 10. No-
vember 1989 beschlossen, den Gesetzentwurf gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes mit folgender 
Begründung abzulehnen: 

1. Kernstück des Gesetzentwurfs ist die Einführung 
eines Nachweisverfahrens anstelle des Vertei-
lungsverfahrens sowie eine Änderung des allge-
meinen Auswahlverfahrens in bezug auf die Orts-
verteilung der Bewerber. Die hierfür von der Bun-
desregierung genannten Ziele — vor a llem: Wett-
bewerb nach Kriterien wissenschaftlicher Qualifi-
kation, stärkere Verantwortung der Hochschulen 
für die Ausbildung ihrer Studenten, Abbau büro-
kratischer Elemente — sind aus der Sicht der Län-
der im Grundsatz zu begrüßen. Der Gesetzentwurf 
ist jedoch nicht geeignet, diese Ziele zu erreichen; 
teilweise geht er von unzutreffenden Erwartungen 
aus: 

a) Soweit der Gesetzentwurf den Gesichtspunkt 
des Wettbewerbs zum Ausgangspunkt seiner 
Überlegungen macht, übersieht er, daß die 
deutschen Hochschulen — anders als z. B. die 
amerikanischen — aufgrund der staatlichen 
Trägerschaft und finanziellen Gewährleistung 
qualitativ als gleichwertig angesehen werden 
können und angesehen werden. Die Attraktivi-
tät der Studienorte wird deshalb aus der Sicht 
der Studienbewerber weitestgehend von Fakto-
ren bestimmt, die in keinem Zusammenhang 
mit der wissenschaftlichen Qualifikation der je-
weiligen Fachbereiche oder Hochschulen ste-
hen. Das vorgeschlagene Nachweisverfahren 
würde daher zu einem Zweiklassensystem füh-
ren, einerseits Hochschulen, die aufgrund ihres 
Standortes und ihrer Attraktivität einen Bewer-
berüberhang haben und auswählen können, an-
dererseits Hochschulen, die von anderen Hoch-
schulen abgelehnte Bewerber übernehmen 
müssen. Da sich nach allen bisherigen Erkennt-
nissen das Wahlverhalten der Studienbewerber 
nur in den wenigsten Fällen nach der wissen-
schaftlichen Reputation des Fachbereichs einer 
Hochschule, sondern ganz überwiegend nach 
Kriterien wie Wohnortnähe, Freizeitwert, kultu-
relles Angebot u. a. richtet, ist ein solches Ver-
fahren nicht geeignet, den Wettbewerb nach 
wissenschaftlichen Qualifikationskriterien zu 
stärken. Hochschulen mit Standortnachteilen 
würden vielmehr zusätzlich mit der Zuweisung 
von weniger qualifizierten Bewerbern belastet 
und benachteiligt. Für eine bessere Auslastung 
der bislang weniger nachgefragten Hochschu-
len bietet das vorgeschlagene Nachweisverfah-
ren keinen Ansatz. 

b) Die neue Regelung würde den Studienbewer-
bern auch keineswegs mehr Freiheit bei der 
Wahl ihres Studienortes einräumen. Sie würde 

nur dazu führen, daß andere Studienbewerber 
— nämlich Bewerber mit besseren Durch-
schnittsnoten — ihre, nur in seltenen Fällen an 
der wissenschaftlichen Reputa tion eines Fach-
bereichs ausgerichteten Studienortwünsche 
durchsetzen könnten. Die Verdrängung sozialer 
Verteilungskriterien durch qualifikationsbezo-
gene Auswahlkriterien würde an Hochschulen 
mit hohem Bewerberüberhang dazu führen, daß 
vor allem Bewerber, die bei ihren Eltern im Ein-
zugsbereich der Hochschule wohnen, in ver-
stärktem Umfang wegverteilt würden. Die Folge 
wären zusätzliche finanzielle Belastungen die-
ser Familien sowie eine weitere Verschärfung 
des ohnehin angespannten studentischen Woh-
nungsmarktes an bevorzugten Hochschulstand-
orten. 

c) Nach dem Gesetzentwurf soll es der einzelnen 
Hochschule überlassen bleiben, ob sie das soge-
nannte Nachweisverfahren, das richtiger als 
Auswahlverfahren bezeichnet werden müßte, 
durchführen und wie sie dies im einzelnen aus-
gestalten will. Damit könnten zukünftig die Zu-
lassungskriterien an den einzelnen Hochschu-
len in der Bundesrepublik Deutschland völlig 
verschieden sein; eine bundesweite Zersplitte-
rung des Vergabeverfahrens wäre die Folge. 
Für die Studienbewerber — dies gilt insbeson-
dere für Ausländer — wäre die Situa tion in Zu-
lassungsfragen nicht mehr überschaubar. 

d) Die Verwirklichung des Nachweisverfahrens 
würde darüber hinaus den Verwaltungsauf-
wand erhöhen und keineswegs zu einem Abbau 
bürokratischer Elemente beitragen: 

Durch ein Nachweisverfahren würde zwar die 
Aufgabe der Zentralstelle für die Vergabe von 
Studienplätzen (ZVS) verändert werden, an ih-
rer Existenz und ihrem Bestand würde dieses 
Verfahren aber nichts ändern. Die ZVS wäre zur 
ordnungsgemäßen Durchführung des Verfah-
rens, insbesondere zur Vermeidung von Mehr-
fachbewerbungen in jedem Fall erforderlich. 
Das Nachweisverfahren, das nach dem Gesetz-
entwurf auf zwei Ebenen durchgeführt werden 
müßte, würde im Gegenteil die „Zulassungsbü-
rokratie" erweitern: Während bei der ZVS nur 
eine relativ geringfügige Entlastung einträte, 
kämen auf die Verwaltungen der Hochschulen 
mit Bewerberüberhang und die Professoren die-
ser Hochschulen — soweit sie in die Auswahl-
entscheidungen mit einbezogen werden — zu-
sätzliche Belastungen zu. Da die Verwaltungen 
gerade dieser Hochschulen bereits jetzt z. B. 
durch die Bewirtschaftung örtlicher Zulassungs-
beschränkungen überaus belastet sind, wird 
diese Mehrbelastung mit der vorhandenen per-
sonellen Ausstattung nicht bewältigt werden 
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können. Dies gilt vor allem angesichts der Tat-
sache, daß im Nachweisverfahren abgelehnte 
Studienbewerber unmittelbar gegen die Be-
scheide der Hochschulen Widerspruch und ge-
gebenenfalls Klage erheben könnten. Der Auf-
fassung der Bundesregierung, daß der Vollzug 
des Gesetzes bei den Ländern keine zusätzli-
chen Kosten erwarten läßt, muß deshalb mit 
Nachdruck entgegengetreten werden. 

Die Durchführung des Vergabeverfahrens in 
zwei Ebenen (Hochschule/ZVS) wäre darüber 
hinaus wegen der notwendigen Rückmeldung 
zeitaufwendig und würde für Bewerber, denen 
an der gewünschten Hochschule kein Studien-
platz zugewiesen werden kann, zu erheblichen 
Verzögerungen führen. Es würde für die betrof-
fenen Bewerber schwierig werden, rechtzeitig 
zu Beginn der Vorlesungszeit geeigneten 
Wohnraum zu finden. 

e) Angesichts des hohen Aufwandes bei einer Aus-
wahl der Studienbewerber nach leistungsorien-
tierten Kriterien ist zu erwarten, daß Hochschu-
len mit Bewerberüberhang sich weitgehend auf 
eine Auswahl nach der Abiturdurchschnittsnote 
beschränken würden. Ein solches Verfahren, 
das die an diesen Standorten ohnehin überlaste-
ten Hochschulverwaltungen abwickeln müßten, 
würde aber lediglich zu zahlreichen „Mini-
ZVS" führen. Es ist nicht zu sehen, wie durch ein 
solches Verfahren eine Stärkung der Verant-
wortung der Hochschulen für die Ausbildung 
ihrer Studenten erreicht werden sollte. Eine lei-
stungsorientierte Auswahl würde darüber hin-
aus das Problem der Vergleichbarkeit der 
Abiturnoten aufwerfen. Hinsichtlich der übri-
gen Auswahlkriterien — Notengewichtung, 
Test, Auswahlgespräch — wird auf die ausführ-
lichen Diskussionen und wissenschaftlichen 
Untersuchungen zur Validität solcher Verfahren 
hingewiesen. 

f) Darüber hinaus wird der gemeinsame Beschluß 
zur Fortsetzung der Politik des Offenhaltens der 
Hochschulen, der am 10. März 1989 aus Anlaß 
der Unterzeichnung der Bund-Länder-Verein-
barung über ein Hochschulsonderprogramm 
gefaßt wurde, entgegen den Aussagen in der 
Begründung nicht gefördert. Denn durch das 
neue Nachweisverfahren wird kein einziger zu-
sätzlicher Studienplatz geschaffen. 

Ziel gegenwärtiger Hochschulpolitik kann es 
nicht sein, das Zulassungsrecht aufwendig neu 
zu gestalten und dadurch eher zur Verfestigung 
als zum primär anzustrebenden Abbau des Zu-
lassungswesens und seines Instrumentariums 
beizutragen. Die Öffnung der Hochschulen, 
nicht die „Vervollkommnung" der zulassungs-
rechtlichen Reglementierungen sollte im Vor-
dergrund aller hochschulpolitischen Bemühun-
gen stehen. 

2. Gegen die beabsichtigte Änderung des allgemei-
nen Auswahlverfahrens sprechen im Grundsatz 
dieselben Bedenken, die gegen das Nachweisver-
fahren erhoben werden. Sie werden allerdings 

noch zusätzlich durch folgende Erwägungen ver-
stärkt: 

Das vom Gesetzentwurf vorgesehene Verfahren 
führt bei der überwiegenden Mehrzahl aller Stu-
dienplätze zu einer doppelten Auswahl nach Qua-
lifikationen. Da es sich aber bei der Studienplatz-
vergabe ohnehin um eine — wie es das Bundesver-
fassungsgericht formuliert — „Ungleichbehand-
lung prinzipiell Gleichberechtigter" handelt, be-
stehen gegen ein derart zweifach gestuftes Aus-
wahlsystem erhebliche Bedenken mit Blick auf das 
von der staatlichen Seite zu beachtende Übermaß-
verbot. Darüber hinaus würde ein solches Verfah-
ren dazu führen, daß neben den Ablehnungsbe-
scheiden der ZVS zusätzlich auch die bei den 
Hochschulen mit Bewerberüberhang abgelehnten 
Bewerber gerichtlich gegen die jewei ligen Hoch-
schulen vorgehen könnten. Dies kompliziert das 
ohnehin aufwendige Verfahren zusätzlich. Die 
zeitliche Abstimmung zwischen Hochschulen und 
ZVS würde erhebliche Probleme aufwerfen. Even-
tuelle Verzögerungen würden ausschließlich zu 
Lasten der Studienbewerber gehen. 

3. Zu den übrigen Regelungen des Gesetzentwurfs ist 
folgendes anzumerken: 

a) Die für ausländische Studienbewerber vorgese-
hene Regelung erscheint unter unterschiedli-
chen Gesichtspunkten unbefriedigend; sie 
zwingt im übrigen auch nicht zu einer Änderung 
des Hochschulrahmengesetzes: 

— Die Gleichstellung bevorrechtigter EG-Aus-
länder, bei denen es sich nahezu überwie-
gend um sogenannte Bildungsinländer han-
delt, erfordert auch nach Auffassung der 
Bundesregierung keine Änderung des Hoch-
schulrahmengesetzes. 

— Die Gleichstellung sonstiger EG-Ausländer 
mit deutschen Studienbewerbern erscheint 
im Hinblick auf die Verfahrensanforderun-
gen — z. B. Teilnahme am Test für medizini-
sche Studiengänge (TMS), Zuordnung zu 
den Landesquoten, Qualifikationszuord-
nung — problematisch und bedarf einer ge-
sonderten Prüfung. Auch sie würde nach 
Auffassung der Bundesregierung keine Än-
derung des Hochschulrahmengesetzes vor-
aussetzen. 

— Für die von der Bundesregierung beabsich-
tigte Änderung der Zulassungsvorschriften 
für Bildungsinländer besteht in dieser Form 
keine Notwendigkeit. Diese Regelung kann 
bereits im Rahmen des derzeit gültigen 
Staatsvertrages über die Vergabe von Stu-
dienplätzen verwirklicht werden. 

b) Das mit der Neuregelung der Teilzulassung an-
gestrebte Ziel, das von einem Teil der Länder 
grundsätzlich begrüßt wird, könnte bereits mit 
dem derzeitigen Rechtssystem erreicht werden. 
Die Gründe, die gegen ein derartiges Verfahren 
sprechen, werden auch durch die vom Gesetz-
entwurf vorgesehene Regelung nicht beseitigt. 

 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 
	Drucksache 11/8167 

c) Die vorgesehene Erweiterung des Benachteili-
gungsverbotes gemäß § 34 HRG um den Tatbe-
stand der Betreuung oder Pflege eines Kindes 
unter 18 Jahren oder eines pflegebedürftigen 
sonstigen Angehörigen bis zur Dauer von 3 Jah-
ren ist grundsätzlich zu begrüßen. Derartige 
Fälle lassen sich jedoch weitgehend bereits 
nach den derzeit geltenden Rechtsnormen, bei-
spielsweise auch über das Härtefallverfahren 
oder Anträge auf Nachteilsausgleich lösen. 

4. Die Tatbestände, die eine Änderung des Hoch-
schulrahmengesetzes zwingend voraussetzen wür

-

den, rechtfertigen für sich allein den Gesetzent-
wurf nicht. Die Länder werden prüfen, ob sich die 
vorstehend als positiv bewerteten Ziele im Rahmen 
der geltenden Rechtsnormen in vollem Umfang 
verwirklichen lassen. 

Mit der vorstehend begründeten Ablehnung des 
Gesetzentwurfs der Bundesregierung verbindet 
der Bundesrat die Anregung, daß die Bundesregie-
rung mit den Ländern in Beratungen eintreten 
möge, um das Zulassungsrecht unter den Bedin-
gungen der Öffnungspolitik und des Ziels „Europa 
der Bürger" weiter zu entwickeln. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß das Geset-
zesvorhaben in der laufenden Legislaturpe riode nicht 
mehr zum Abschluß gebracht werden kann. Sie legt 
Wert darauf, daß bei der Neuregelung der Studien-
platzvergabe Lösungen gefunden werden, die auch 
auf Länderseite die nötige Zustimmung finden. Die 
Bundesregierung begrüßt deshalb das Angebot der 
Länder, erneut in Beratungen einzutreten. Sie wird 
darauf zu gegebener Zeit zurückkommen. Angesichts 
dieser Sachlage beschränkt sich die Bundesregierung 
darauf, zu den Ausführungen des Bundesrates auf fol-
gendes hinzuweisen: 

1. Zur Änderung des Verfahrens der Studienplatz-
vergabe bei örtlicher Übernachfrage in einzelnen 
Studiengängen (Einführung eines Nachweisver-
fahrens anstelle des Verteilungsverfahrens sowie 
Änderung des allgemeinen Auswahlverfahrens 
bei der Ortsverteilung der Bewerber) 

a) Einvernehmen besteht über das Ziel der vorge-
sehenen Neuregelung, mit der die Verantwor-
tung der Hochschulen für die Ausbildung ihrer 
Studenten gestärkt und der Wettbewerb zwi-
schen den Hochschulen nach leistungsbezoge-
nen Kriterien gefördert werden soll. Dieser Ziel-
setzung hatte der Deutsche Bundestag bereits 
am 10. Dezember 1986 zugestimmt. Auch die 
Westdeutsche Rektorenkonferenz hat am 6. No-
vember 1989 das Anliegen der Hochschulen 
nach Stärkung ihrer Eigenverantwortung bei 
der Zulassung zum Studium erneut bekräftigt, 
zugleich allerdings gegen den Gesetzentwurf 
eine Reihe hochschulpolitischer und administra-
tiver Bedenken vorgebracht. 

Die Erfahrungen mit den Auswahlgesprächen 
für die medizinischen Studiengänge bestärken 
die Bundesregierung, wie in dem Bericht vom 
2. Juli 1990 (Drucksache 11/7532) näher dar-
gelegt worden ist, in der Zielsetzung, die 
Hochschulen in größerem Umfang als bisher an 
der Auswahl ihrer Studienanfänger zu beteili-
gen. 

Einvernehmen besteht noch nicht in der Frage, 
auf welchem Wege und durch welche Einzelre-
gelungen das gemeinsame Ziel erreicht werden 
soll. Es besteht dabei grundsätzlich Überein-
stimmung zwischen Bundesrat und Bundesre-
gierung, daß bei einer Neuregelung in jedem 
Fall sichergestellt sein muß, daß die einzelnen 
Phasen der neugeregelten Vergabeverfahren in 
der zeitlichen Abstimmung zwischen Hoch-
schulen und der Zentralstelle für die Vergabe 
von Studienplätzen (ZVS) nicht zu Schwierig-
keiten führen und daß bei den Verfahren in den 
einzelnen Hochschulen Verwaltungsaufwand 
und Ertrag, besonders in Studiengängen mit 

großen Studentenzahlen, im richtigen Verhält-
nis zueinander stehen. 

Zu der Kritik des Bundesrates an dem Gesetz-
entwurf äußert sich die Bundesregierung wie 
folgt: 

b) Der Bundesrat befürchtet, daß die vorgesehene 
Neuregelung für die Hochschulen, die doch als 
qualitativ gleichwertig anzusehen seien, zu 
einem „Zweiklassensystem" führen werde, in 
dem es auf der einen Seite Hochschulen mit 
mehr Bewerbern als Studienplätzen, die ihre 
Studienanfänger künftig zum Teil nach eigenen 
Kriterien auswählen können, und auf der ande-
ren Seite die übrigen Hochschulen gebe, die 
ihre Studienbewerber ohne Auswahlmöglich-
keit zuzulassen haben. 

Dabei wird nicht berücksichtigt, daß es in der 
Bundesrepublik Deutschland schon seit langem 
und in viel größerem Umfang, als dies eine No-
vellierung der zentralen Vergabeverfahren je 
vorsehen könnte, bundesweit oder zwischen 
einzelnen Hochschulen den Unterschied zwi-
schen Hochschulen mit Bewerberüberhang und 
Zulassungsbeschränkungen, die ihre Bewerber 
auswählen können, und Hochschulen gibt, die 
genügend Plätze haben und die letztlich auch 
wegen des verfassungsrechtlich gewährleiste-
ten Zugangsrechts die Bewerber nicht auswäh-
len können. Niemand spricht in diesem Zusam-
menhang von „zwei Klassen" von Hochschu-
len. 

Die vorgesehene Neuregelung der bundeswei-
ten zentralen Vergabeverfahren eröffnet gerade 
kleineren Hochschulen neue Möglichkeiten, 
Profile zu entwickeln und ihre Vorzüge heraus-
zustellen. Zu diesen Vorzügen, die oft viel zu 
wenig bekannt sind, gehören z. B. die häufig 
kürzeren Studienzeiten, interessante fachliche 
Akzentsetzungen oder ein günstigeres Wohn-
raumangebot. Deshalb müßte, wenn in diesem 
Zusammenhang überhaupt von einem Klassen-
system gesprochen werden kann, in jedem Falle 
von „vielen Klassen" die Rede sein. Diese Viel-
falt stellt aber ein positives, nicht ein negatives 
Merkmal dar. 

c) Der Bundesrat hält die vorgesehene Neurege-
lung auch deshalb für ungeeignet, weil die Stu-
dienbewerber sich ganz überwiegend nach Kri-
terien wie Wohnortnähe, Freizeitwert, kulturel-
les Angebot u. a. für bestimmte Hochschulen 
entscheiden, und nicht nach der „wissenschaft-
lichen Reputation" einzelner Fachbereiche. 

Demgegenüber ist darauf hinzuweisen, daß 
Bund und Länder sich 1988 bei dem gemeinsa

-

men, einstimmig beschlossenen Katalog über 
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vorrangige Maßnahmen zur Verkürzung der 
Studienzeiten darauf geeinigt haben, insbeson-
dere über die durchschnittlichen Studienzeiten 
an den einzelnen Hochschulen besser zu infor-
mieren. Dies wurde beschlossen und geschieht 
inzwischen, weil man das Wahlverhalten der 
Studienbewerber für beeinflußbar hält. Wenn 
und soweit die Wohnortnähe — auch unter dem 
Einfluß der gegenwärtig geltenden Zulassungs-
regelungen — ein durchschlagendes Motiv für 
die Hochschulwahl bildet, wäre dies im übrigen 
ein wichtiger Grund dafür, hierauf möglichst 
schnell Einfluß zu nehmen, auch durch Ände-
rungen der Vergabeverfahren. 

d) Der Bundesrat sieht in der vorgesehenen Neu-
regelung eine Verdrängung sozialer Vertei-
lungskriterien und befürchtet, weil mehr Stu-
denten künftig nicht mehr bei ihren Eltern woh-
nen können, eine weitere Verschärfung der stu-
dentischen Wohnungssituation an bestimmten 
Hochschulstandorten. 

Demgegenüber ist darauf zu verweisen, daß die 
vorgeschlagene Neuregelung weiterhin einen 
erheblichen Teil der Studienplätze für Bewerber 
vorbehält, die soziale Gründe für eine be-
stimmte Ortswahl geltend machen können. 
Außerdem kann ein großer Teil der Bewerber, 
die jetzt soziale Gründe geltend machen, vor-
aussichtlich auch künftig nach Leistungskrite-
rien die Zulassung erwarten. Die Größe der bei-
den Quoten wird aber noch weiter zu erörtern 
sein. 

Für den Grundsatz, von dem der Neuregelungs-
vorschlag ausgeht, spricht im übrigen auch, daß 
inzwischen die Länder in den dafür zuständigen 
ZVS-Gremien selbst über Vorschläge zur Ände-
rung des Verteilungsverfahrens beraten. Da-
nach sollen Hochschulen mit Bewerberüber-
hang die Möglichkeit erhalten, 20 v. H. der Be-
werber nach ähnlichen Kriterien auszuwählen, 
wie der Gesetzentwurf sie vorsieht. Die West-
deutsche Rektorenkonferenz hat vergleichbare 
Änderungsvorschläge zur Diskussion gestellt. 

In Bayern ist den einzelnen Hochschulen bereits 
durch Verordnung des Staatsministeriums für 
Wissenschaft und Kunst vom 13. Dezember 
1988 für landesinterne Vergabeverfahren die 
Möglichkeit eröffnet worden, in den betreffen-
den Studiengängen 20 v. H. der Studienplätze 
nach (abgesehen vom Test) vergleichbaren Au-
wahlkriterien zu vergeben, wie die Novelle sie 
vorsieht. Davon wird schon Gebrauch ge-
macht. 

e) Vom Bundesrat wird weiter eingewandt, das in 
der Novelle vorgesehene neue Verfahren erwei-
tere die Zulassungsbürokratie. Auch könne der 
Verwaltungsaufwand von den Hochschulen mit 
der vorhandenen Ausstattung nicht bewältigt 
werden. 

Demgegenüber ist hervorzuheben, daß keine 
Hochschule mit mehr Bewerbern als Studien-
plätzen nach der Novelle verpflichtet sein wird, 
das neue Verfahren mit der Auswahl nach 

eigenen Leistungskriterien einzuführen. Insbe-
sondere muß keine Hochschule die sicher etwas 
aufwendigeren Auswahlgespräche führen. 
Vielmehr ist eine Vielzahl von Leistungskrite-
rien zugelassen, darunter auch die Abiturnote 
oder Abitureinzelnoten — im Studiengang Le-
bensmittelchemie etwa die Chemienote —, die 
ohne größere Schwierigkeiten unter Einsatz der 
Hochschulrechner oder auch mit Verwaltungs-
hilfe der ZVS gespeichert und abgefragt werden 
können. 

Eine Auswahl nach Abiturnoten gibt es bereits 
bei zahlreichen örtlichen Auswahlverfahren,. 
etwa im Fachhochschulbereich, ohne daß gegen 
diese Regelung bisher der Vorwurf eines ver-
meintlich zu hohen Verwaltungsaufwandes er-
hoben worden ist. 

Das Auswahlgespräch hat sich in den medizini-
schen Studiengängen durchaus bewährt, auch 
im Hinblick auf den damit verbundenen Auf-
wand. Insoweit wird auf den o. g. Bericht der 
Bundesregierung vom 2. Juli 1990 (Drucksa-
che 11/7532) verwiesen. Die einzelne Hoch-
schule kann durch entsprechende Verfahrens-
gestaltung den Verwaltungsaufwand für die 
Auswahl nach eigenen Kriterien begrenzen. Sie 
kann z. B. Auswahlgespräche auch nur bei 
einem Teil der Bewerber (z. B. nach einer Vor-
auswahl nach Abiturnoten oder Abitureinzel-
noten) vorsehen. 

Die Berufsvertretungen der Professoren an Uni-
versitäten und Fachhochschulen, also derjeni-
gen, die z. B. Auswahlgespräche zu führen hät-
ten, haben den Neuregelungsvorschlag der 
Bundesregierung mit Nachdruck unterstützt. 
Auch der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftli-
che Fakultätentag hat sich für die in der Novelle 
vorgesehene Neuregelung der Studienplatz-
vergabe ausgesprochen; dieser Fakultätentag 
spricht u. a. für den Studiengang Betriebswirt-
schaft, in dem immer wieder besondere Über-
last- und damit Zugangsbedingungen beste-
hen. 

f) Zu der Befürchtung des Bundesrates, die Zulas-
sungskriterien an den einzelnen Hochschulen in 
der Bundesrepublik Deutschland könnten nach 
der vorgesehenen Neuregelung völlig verschie - 
den  sein, was eine bundesweite Zersplitterung 
der Vergabeverfahren und das Fehlen einer 
Überschaubarkeit der Zulassungssituation für 
Studienbewerber zur Folge habe, ist auf folgen-
des hinzuweisen: 

Auch in anderen vergleichbaren europäischen 
Staaten sind die Zulassungskriterien der einzel-
nen Hochschulen nicht völlig einheitlich. Nach 
allen Erfahrungen werden Studienbewerber 
sich sehr schnell auf die neue Zulassungssitua-
tion einstellen und sich jeweils rechtzeitig bei 
der Hochschule ihrer Wahl nach den Zulas-
sungskriterien erkundigen. Hierauf kann auch 
durch geeignete Veröffentlichungen hingewirkt 
werden. 
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2. Zur Gleichstellung aller Staatsangehörigen ande-
rer Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein-
schaften beim Hochschulzugang mit deutschen 
Studienbewerbern 

Nunmehr sieht der Einigungsvertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen 
Demokratischen Republik über eine Ergänzung 
von § 27 des Hochschulrahmengesetzes für alle 
Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaften, nicht nur für die 
sog. EG-Bevorrechtigten, eine volle Gleichstellung 
beim Hochschulzugang, nicht nur in den Vergabe-
verfahren der ZVS, vor. Damit wird im gesamten 
erweiterten Geltungsbereich des Grundgesetzes 
künftig die EG-rechtlich erforderliche Gleichstel-
lung für alle Studienbewerber aus den EG-Mit-
gliedstaaten gesichert. Dies ist auch nur durch eine 
bundesgesetzliche Regelung zu erreichen. 

3. Zur Änderung der Zulassungsvorschriften für Bil-
dungsinländer, die nicht Staatsangehörige ande- 

rer Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein-
schaften sind 

Wie im allgemeinen Teil der Begründung des Ge-
setzentwurfs ausgeführt, hatte die Bundesregie-
rung für diese Bewerbergruppe bereits 1986 eine 
von den Ländern zu treffende Neuregelung gefor-
dert. Eine Regelung im Hochschulrahmengesetz 
war nur vorgeschlagen worden, weil die Länder die 
erforderliche Vorschrift nicht erlassen hatten. 

Nunmehr hat der ZVS-Verwaltungsausschuß am 
B. März 1990 dazu folgendes beschlossen: Die Bil-
dungsinländer dieser Gruppe müssen sich bereits 
ab Wintersemester 1990/91 bei der ZVS bewerben. 
Auch diese Bewerber nehmen bereits am 7. No-
vember 1990 am Medizinertest teil. Die Studien-
plätze in den Auswahlstudiengängen sollen nach 
den für deutsche Bewerber geltenden Kriterien 
vergeben werden. Insgesamt entspricht das der im 
Entwurf der Bundesregierung vorgesehenen Neu-
regelung. 


